
  

Gemeinde Grebenhain 

 

HAUSHALTSPLAN 2026 





Inhaltsverzeichnis 
  
1. Haushaltssatzung 2026 1 
2. Vorbericht 5 
3. Erläuterungsbericht 47 
4. Übersicht über die Produktbereiche 63 
5. Bewirtschaftungsregeln 75 
6. Ergebnishaushalt 77 
7. Finanzhaushalt 85 
8. mittelfristige Ergebnisplanung 91 
9. mittelfristige Finanzplanung 97 
10. Teilergebnis- und Finanzhaushalte 99 
11. Investitionsübersicht Planung 327 
12. Übersicht vorraussichtlicher Stand Verbindlichkeiten 395 
13. Übersicht Verpflichtungsermächtigungen 397 
14. Voraussichtlicher Stand Rücklagen 399 
15. Übersicht Fraktionszuwendungen 401 
16. Stellenplan 405 
17. Waldwirtschaftsplan 409 
18. Übersicht über die wichtigsten Gebühren und Steuern 425 
19. Anpassungen nach Einbringung 433 
20. Finanzstatusbericht 437 





Gemeinde Grebenhain  2026 

   1  

 
Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
 

1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund der §§ 94 ff der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07.03.2025 (GVBl. I S. 142) zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 01.04.2025 (GVBl 2025 Nr. 24) hat die Gemeindevertretung am 24.02.2026 
folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 

im Ergebnishaushalt   
  
im ordentlichen Ergebnis  
mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf 15.526.000 EUR 
mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 14.937.100 EUR 
mit einem Saldo von  588.900 EUR 
  
im außerordentlichen Ergebnis  
mit dem Gesamtbetrag der Erträge auf 32.100 EUR 
mit dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 0 EUR 
mit einem Saldo von 32.100 EUR 
   
mit einem Überschuss von 621.000 EUR,  

  
im Finanzhaushalt   

  
mit dem Saldo aus den Einzahlungen und Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf 

 
872.400 EUR 

  
und dem Gesamtbetrag der  
  
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf 2.210.300 EUR 
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 5.919.500 EUR 
mit einem Saldo von -3.709.200 EUR 
  
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 3.300.000 EUR 
Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 867.700 EUR 
mit einem Saldo von 2.432.300 EUR 
   
mit einem Zahlungsmittelbedarf des Haushaltsjahres von -404.500 EUR 

 
festgesetzt. 
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§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2026 zur Finanzierung 
von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird auf 
3.300.000 EUR festgesetzt. 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsjahr 2026 zur Leistung 
von Auszahlungen in künftigen Jahren für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 2.785.000 EUR festgesetzt. 

§ 4 
Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die im Haushaltsjahr 2026 zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 
EUR festgesetzt. 

§ 5 
 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2026 wie folgt 
festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer  
a) für die land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
(Grundsteuer A) auf 

470 % 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 470 % 
  
2. Gewerbesteuer auf 380 % 

 

§ 6 
 

Ein Haushaltssicherungskonzept wurde nicht beschlossen. 
 

§ 7 
 

Es gilt der von der Gemeindevertretung als Teil des Haushaltsplans am 24.02.2026 
beschlossene Stellenplan. 

 

§ 8 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

Als nicht erheblich im Sinne des § 100 Abs. 1 HGO und damit nicht der Zustimmung der 
Gemeindevertretung bedürfend gelten 
 
a) im Ergebnishaushalt alle über- und außerplanmäßigen Aufwendungen bis zu 15 % des 

Haushaltsansatzes der jeweiligen Haushaltsstelle oder 15.000 EUR, 
 

b) im Finanzhaushalt alle über- und außerplanmäßigen Auszahlungen bis zu 15 % des 
Haushaltsansatzes der jeweiligen Haushaltsstelle oder 25.000 EUR, 

 
c) alle über- und außerplanmäßigen Aufwendungen oder Auszahlungen, die aufgrund 

gesetzlicher, bestehender vertraglicher oder tariflicher Verpflichtung zu leisten sind. 
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Grebenhain, den 24.02.2026  
  

Der Gemeindevorstand der 
Gemeinde Grebenhain 

gez.  
Simon Seibert  
Bürgermeister 

  
 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Jahr 2026 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Die nach § 97 a HGO erforderliche(n) Genehmigung(en) der Aufsichtsbehörde ist/sind 
erteilt. Der Landrat des Vogelsbergkreises hat mit Datum vom 20.04.2026 die 
Genehmigungen erteilt. Sie hat (haben) folgenden Wortlaut: 
 

Genehmigung 
 
Hiermit genehmige ich gemäß § 97a der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 
 
1. den in § 2 der Haushaltssatzung der Gemeinde Grebenhain für das Haushaltsjahr 

2026 zur Finanzierung von Investitionsausgaben festgesetzten Gesamtbetrag der 
Kreditaufnahmen in Höhe von  
 

3.300.000 € 
(in Worten: drei Millionen dreihunderttausend Euro) 

 
gemäß § 103 Abs. 2 HGO, 
 

2. den in § 3 der Haushaltssatzung der Gemeinde Grebenhain für das Haushaltsjahr 
2026 festgesetzten Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von  
 

2.785.000 € 
(in Worten: zwei Millionen siebenhundertfünfundachtzigtausend Euro) 

 
gemäß § 102 Abs. 4 HGO und 

 
3. den in § 4 der Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die 

im Haushaltsjahr 2026 zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, in Höhe von 
 

1.000.000 € 
(in Worten: eine Million Euro) 

 
gemäß § 105 Abs. 2 HGO. 
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Der Landrat des Vogelsbergkreises 
als Behörde der Landesverwaltung 
gez. Dr. Mischak 
 
Der Haushaltsplan steht zur Einsicht im Internet unter www.grebenhain.de zur Verfügung, 
kann aber jederzeit auch gerne im Rathaus eingesehen werden. 

 
 
 

Grebenhain, den 27.04.2026  
  

Der Gemeindevorstand der 
Gemeinde Grebenhain 

gez.  
Simon Seibert  
Bürgermeister 

  

http://www.grebenhain.de/
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 Vorbericht 
 

zum Haushaltsplan 
 

des Haushaltsjahres 2026 
 

der 
 
 

Gemeinde Grebenhain  
(Vogelsberg) 
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Die Haushaltswirtschaft in den Jahren 2024 bis 2029 

Haushaltsausgleich 

Ordentliches Ergebnis 
 
1. Stufe:  ordentliche Erträge       
  ./. ordentliche Aufwendungen      
  = ordentliches Ergebnis       
  + Fehlbetrag des ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren   
  = ordentliches Ergebnis einschl. Fehlbeträge aus Vorjahren   

 Zuführung zur Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen 
Ergebnisses 

 
 
2. Stufe  + Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen der 
   ordentliche Ergebnisse aus Vorjahren     
  + Überschüsse außerordentliches Ergebnis des laufenden Jahres 
     + Entnahme aus der Rücklage aus 
Überschüssen der 
   außerordentliche Ergebnisse aus Vorjahren 
  ===============================================  
  = ordentliches Jahresergebnis  
   
 
Außerordentliches Ergebnis 
 
1. Stufe   außerordentliche Erträge       
  ./. außerordentliche Aufwendungen      
  = außerordentliches Ergebnis      
  + Fehlbetrag des außerordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren 
  
  = außerordentliches Ergebnis einschließlich Fehlbeträge aus 
Vorjahren  
 
2. Stufe  ./. Überschussverwendung zum Ausgleich des ordentlichen 
Ergebnisses  
  + Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des  
   außerordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren    
  = außerordentliches Jahresergebnis unter Heranziehung von 
   Ersatzdeckungsmitteln   
 
 ========================================================= 

 Zuführung zur Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen 
Ergebnisses  
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Der Vorbericht nach § 6 der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) soll einen Überblick 
über den Stand und die Entwicklung der Haushaltswirtschaft unter Einbeziehung der beiden 
Vorjahre geben. Die durch den Haushaltsplan gesetzten Rahmenbedingungen sind zu 
erläutern. Der Vorbericht enthält einen Ausblick insbesondere auf wesentliche Veränderungen 
der Rahmenbedingungen der Planung und die Entwicklung wichtiger Planungskomponenten 
innerhalb des Zeitraums der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung.  
 
Auch im Jahr 2026 wird die Einbeziehung der Vorjahre in Teilbereichen in die 
Betrachtung erschwert, da die Jahresabschlüsse für die Haushaltsjahre ab 2021 noch 
nicht geprüft sind.  
 
Im Vorbericht soll außerdem dargestellt werden, welche Auswirkungen sich durch die 
erwartete Bevölkerungsentwicklung auf die Gemeinde und ihre Einrichtungen 
voraussichtlich ergeben werden. Hier wird der Gesichtspunkt des demographischen 
Wandels, mit dem der dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit der Gemeinde in 
Zusammenhang gebracht.  
 
Vorbemerkungen aus der Regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung für 
Hessen bis 2070 – Basisjahr: 2021 (unverändert) 
 
In den kommenden Jahren und Jahrzehnten wird der demografische Wandel viele 
Gesellschaftsbereiche vor neue Herausforderungen stellen. Die koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnungen der Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder (KBV) dienen als Grundlage für politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Entscheidungen und Entwicklungsprozesse. (Quelle: Regionalisierte 
Bevölkerungsvorausberechnung für Hessen bis 2070 – Basisjahr: 2021). 
 
Vorausberechnungen liegen Modellrechnungen auf Basis von Szenarien zu Grunde. 
Sie zeigen, wie sich die Bevölkerung unter bestimmten, aus heutiger Sicht plausiblen 
Annahmen zu den Geburten, Sterbefällen und Wanderungen innerhalb eines Gebietes 
über einen festgelegten Zeitraum hinweg entwickeln. Die Annahmen werden auf Basis 
von Entwicklungen in der Vergangenheit, aktuellen Trends und Expertenwissen 
getroffen und unter Verwendung von Durchschnitts- und Erfahrungswerten in die 
Zukunft fortgeschrieben. 
 
Die koordinierten Bevölkerungsvorausberechnungen werden regelmäßig auf Basis 
aktualisierter Zahlen neu erstellt. Das statistische Bundesamt hat bei der 15. KBV für 
die Bundesländer 5 verschiedene Varianten berechnet. Die Grundlage der 
vorliegenden regionalisierten Vorausberechnung für Hessen ist die zweite oder auch 
mittlere Variante. Bei dieser wird von einer moderaten Entwicklung der Geburten, der 
Lebenserwartung sowie des Wanderungssaldos ausgegangen. Konkret bedeutet dies 
für Hessen, dass die zusammengefasste Geburtenziffer nach einem kurzen Rückgang 
zu Beginn des Prognosezeitraumes allmählich auf 1,54 Kinder je Frau im Jahr 2032 
ansteigt und danach konstant bleibt. Bei dem moderaten Anstieg der Lebenserwartung 
erreichen Frauen im Jahr 2070 bei Geburt eine durchschnittliche Lebenserwartung von 
88,3 Jahren und Männer von 85 Jahren. Bezogen auf den Wanderungssaldo bedeutet 
moderate Entwicklung, zum Startjahr der Prognose 2022 findet eine Zuwanderung aus 
dem Ausland von 105 200 Personen statt, diese reduziert sich in den Folgejahren 
stetig. Ab dem Jahre 2033 werden für diese Position konstant 20 200 Personen in der 
Berechnung berücksichtigt. Basis der Vorausberechnung ist der Bevölkerungsstand 
zum 31.12.2021. Der Vorausberechnungshorizont reicht für die Kreise und kreisfreien 
Städte bis 2050 und auf Landesebene bis 2070. 
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Ergebnisse der Bevölkerungsvorausberechnung im Überblick 
 
Die Bevölkerung Hessens wird auch in den nächsten Jahren voraussichtlich weiter 
zunehmen. Durch den Flüchtlingsstrom, den der Krieg in der Ukraine ausgelöst hat, 
wird sich die hessische Bevölkerung gleich zu Beginn des Prognosezeitraumes 
sprunghaft erhöhen. Danach flacht sich dieser Anstieg ab und die hessische 
Bevölkerung wird im Jahr 2037, mit etwa 6,486, Millionen ihr Maximum erreichen. Bis 
2040 wird sie dann leicht auf 6,484 Millionen zurückgehen. Danach beschleunigt sich 
der Rückgang, weil — bedingt durch die Altersstruktur der Bevölkerung — die 
zunehmenden Geburtendefizite nicht mehr durch die Wanderungsgewinne 
ausgeglichen werden können. Rechnerisch ergibt sich bei den getroffenen Annahmen 
so eine zu erwartende Bevölkerung von 6,391 Millionen im Jahr 2070. 
 
Der demografische Wandel wird nicht überall in gleichem Maße zu beobachten sein. 
Es ist von erheblichen Unterschieden in den einzelnen Kreisen auszugehen. Dabei 
spielt die Bevölkerungsstruktur eine entscheidende Rolle. Durch die jüngere 
Entwicklung beeinflusst nehmen die meisten kreisfreien Städte im betrachteten 
Zeitverlauf eher ab. Lediglich Frankfurt und die an die Rhein-Main-Metropolen 
angrenzenden Landkreise werden aufgrund von Zuwanderung ein 
überdurchschnittliches Bevölkerungswachstum zeigen. In vielen Gebieten reichen die 
Wanderungsgewinne auf Grund der Bevölkerungsstruktur dagegen nicht aus, um die 
Sterbefallüberschüsse auszugleichen. Die Bevölkerungszahl wird hier schrumpfen und 
der Anteil älterer Menschen zunehmen. 
 
Auf Regierungsbezirksebene zusammengefasst, ist im Regierungsbezirk Darmstadt 
bis 2050 mit einem Bevölkerungsplus von 5,7 % zu rechnen, in den 
Regierungsbezirken Gießen und Kassel dagegen mit einem Bevölkerungsrückgang 
von 5,4 bzw. 1,3 %. 
 
Für das Wachstum in Südhessen sind der Wetteraukreis 18,5 %, der Main-Taunus-
Kreis 11,8 %, der Landkreis Offenbach 10,8 %, die kreisfreie Stadt Frankfurt am Main 
8,7 % und der Hochtaunuskreis 8,3 % verantwortlich. In Nordhessen ist der Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg mit 3,2 % das Gebiet, in dem von einem Bevölkerungszuwachs 
auszugehen ist. In den restlichen Kreisen und kreisfreien Städten dagegen wird die 
Bevölkerungszahl stagnieren oder sinken. Betroffen wären vor allem der 
Vogelsbergkreis mit einem Bevölkerungsrückgang von 12,7 % sowie die Landkreise 
Marburg_Biedenkopf, Odenwaldkreis, Lahn-Dill-Kreis, und Werra-Meißner-Kreis mit 
Bevölkerungsabnahmen zwischen 10,0 und 6,4 Prozent. 
 
Auch die Altersstruktur entwickelt sich sehr unterschiedlich. Aus heutiger Sicht wird 
das Durchschnittsalter der Bevölkerung in den kreisfreien Städten bis zum Jahr 2050 
um 2,2 Jahre steigen. Das Durchschnittsalter in den Landkreisen Südhessens nimmt 
um 2,1 Jahre zu. In den Kreisen Mittel_und Nordhessens ist von einem Anstieg des 
Durchschnittsalters um 3,3 bzw. 1,7 Jahre auszugehen. Am „jüngsten“ ist die 
prognostizierte Bevölkerung im Jahr 2050 in den kreisfreien Städte Darmstadt (43,2 
Jahre), Offenbach am Main (43,6) und Frankfurt am Main (43,9), am „ältesten“ im 
Vogelsbergkreis (49,5), dem Odenwaldkreis (49,1) und dem Werra-Meißner-Kreis 
(49,0). 
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Die maßgeblichen Kosten der netzgebundenen Infrastruktur werden vor allem durch 
fixe Kosten beeinflusst, die unabhängig von der Zahl der angeschlossenen Einwohner 
entstehen (wie Abschreibung auf die Investitionen, Verwaltungs- und Personalkosten). 
Die Fixkosten hängen wesentlich mit der Länge des Netzes und der technischen 
Ausstattung wie z. B. der Kläranlagen zusammen. Demgegenüber sind die 
verbrauchsabhängigen, variablen Kosten zu vernachlässigen (Energieverbrauch von 
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Pumpen oder Betriebsmitteln in der Kläranlage). Der Bevölkerungsrückgang führt 
deshalb dazu, dass die Kosten von weniger Einwohnern getragen werden müssen, 
also pro Einwohner steigen. 
 
Zu betonen ist auch hier, dass große Unsicherheiten darüber bestehen und nicht 
ausgeräumt werden können, welche Veränderungen des gesetzlichen 
Aufgabenbestandes, einzuhaltender Standards oder aufgrund gesellschaftlicher oder 
technischer Entwicklungen etwa bis 2070 auftreten. Ebenso wenig kann vorhergesagt 
werden, dass das Wachstum der Erträge Schritt hält mit dem Wachstum der 
Aufwendungen oder ob und inwieweit sich beide Größen unterschiedlich entwickeln. 
Von daher kann die Darstellung im Vorbericht sich nur darauf beschränken, wie 
bestimmte heute erkennbare Entwicklungen auf Dauer fortgeschrieben wirken würden. 
Die überörtliche Prüfung hat insoweit vor allem die Problematik herausgearbeitet, dass 
bei sinkender Bevölkerung die kommunale Verschuldung von einer abnehmenden 
Zahl von Einwohnern bedient werden muss und das Potenzial ehrenamtlichen 
Engagements sinkt. 
 
Bevölkerungsentwicklung Gemeinde Grebenhain 
 
Bezeichnung/Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 
Einwohner/-innen aktuell 4.659 4.640 4.629 4.611 4.622 4.646 4.694 
 
Grundsätze der Erzielung von Erträgen und Einzahlungen 
 
§ 93 Abs. 2 und 3 Hessische Gemeindeordnung (HGO) gibt vor, dass die Gemeinde 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Erträge und Einzahlungen 
 
1. soweit vertretbar und geboten aus Entgelten für ihre Leistungen, 
2. im Übrigen aus Steuern 
 
zu beschaffen hat, soweit die sonstigen Erträge und Einzahlungen nicht ausreichen. 
Von der Verpflichtung, Entgelte vorrangig zu erheben, sind Straßenbeiträge nach den 
§§ 11 und 11a des Gesetzes über kommunale Abgaben in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Mai 2013 (GVBL. S. 134), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 28. Mai 2018 (GVBL. S. 247) ausgenommen.  
 
Die Gemeinde darf Kredite nur aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht 
möglich ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. 
 
Aus § 93 HGO ergibt sich somit folgende Rangfolge: 
 
a) sonstige Erträge und Einzahlungen (z. B. Vermögensverwaltung, staatliche 
Zuweisungen, Gewinne der wirtschaftlichen Unternehmen) 
 
b) Leistungsentgelte (z. B. Verwaltungsgebühren, Benutzungsgebühren, Beiträge) 
 
c) Steuern. 
 
Ein Verzicht auf die Erhebung von Straßenbeiträgen, so wie durch die 
Gemeindevertretung mit der Aufhebung der Straßenbeitragssatzung beschlossen, 
muss aus allgemeinen Deckungsmitteln, z. B. den Grundsteuern, oder durch 
Aufwandsreduzierung kompensiert werden.  
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Im ordentlichen Ergebnis gibt es hier keine Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten, die Aufwendungen für Abschreibungen bleiben aber in voller Höhe 
erhalten. Bei Kreditfinanzierung der beitragsfähigen Teile bedeutet dies eine höhere 
Zinsbelastung. 
 
Im Finanzhaushalt sind die Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen niedriger, es 
werden höhere Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit benötigt, soweit keine 
Finanzierung über erhöhten Zahlungsmittelfluss aus laufender Verwaltungstätigkeit 
erfolgt.  
 
Kreditaufnahme ist nur zulässig, soweit auch in der mittelfristigen Finanzplanung die 
ordentliche Tilgung erwirtschaftet wird. 
 
Kommunale Finanzplanung und Haushalts- und Wirtschaftsführung bis 2029 
 
I. Orientierungsdaten für die Finanzplanung der Jahre 2026 bis 2029 
 
Die Orientierungsdaten enthalten Hinweise auf die nach gegenwärtigem Rechtsstand 
voraussichtlichen Entwicklungen wichtiger Ertrags- und Aufwandspositionen in den 
kommunalen Haushalten. Die Einnahmeansätze basieren im Wesentlichen auf den 
Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom Mai 2025. 
 
Zusätzlich wurden bereits zu den erwartenden Auswirkungen des 
Investitionssofortprogramms der Bundesregierung sowie die vom Bund vorgesehene 
Entlastung der Gemeinden über den Gemeindeanteil an den Steuern vom Umsatz 
berücksichtigt.  
 
Die Orientierungsdaten im gesamtwirtschaftlichen Kontext: 
 
Gegenwärtig befindet sich die deutsche Wirtschaft noch immer in einer schwierigen 
Lage Zu den bereits bestehenden konjunkturellen und strukturellen Belastungen treten 
nunmehr auch die internationalen Handelskonflikte und die Zollpolitik der USA hinzu, 
wodurch die wirtschaftliche Unsicherheit weltweit erheblich erhöht wird. Die damit 
verbundene Abschwächung der Weltwirtschaft trifft auch die deutschen Unternehmen. 
 
Laut der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung dürfte der Zuwachs des 
Bruttoinlandsproduktes (BIP) in diesem Jahr in realer Rechnung bei 0,0 % liegen und 
weiterhin stagnieren. Gegenüber der Herbstprojektion 2024 wurde das erwartete BIP-
Wachstum für 2025 damit um 1,1 % abgesenkt. 
 
Im Jahr 2026 wird wieder mit einem preisbereinigten Zuwachs der Wirtschaftsleistung 
gerechnet (+ 1,0 %). Diese Steigerung wird unter anderem durch die Impulse aus dem 
Sondervermögen Infrastruktur erwartet.  
 
Hinweise zu den Orientierungsdaten: 
 
Die Ausgleichsleistungen für Belastungen aus der Neuregelung des 
Familienleistungsausgleichs für die Jahre ab 2025 verändern sich entsprechend der 
Veränderungsrate des bundesweiten Aufkommens der Steuern vom Umsatz. 
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Der Kommunale Finanzausgleich ist in den vergangenen Jahren umfassend evaluiert 
worden. Vor dem Hintergrund der anhaltend hohen geopolitischen Spannungen 
zwischen den USA und Europa und den daraus resultierenden gesamtwirtschaftlichen 
Risiken wird auch in den Jahren 2026 und 2027 am Festbetragsmodell festgehalten, 
um ein hohes Maß an Stabilität und Planungssicherheit für die hessischen Kommunen 
zu gewährleisten.  
 
Das Hessische Ministerium der Finanzen wird nach Vorliegen der für den kommunalen 
Finanzausgleich relevanten Daten für jede Gemeinde die Grundlagen für die 
Berechnung der Schlüsselzuweisungen und Umlagen für das Ausgleichsjahr 2026 
schnellstmöglich bekanntgegeben.  
 
Die Vervielfältiger für die Gewerbesteuerumlage bleiben in den nächsten Jahren 
konstant. Die Gemeinden können mit diesen Angaben nach sorgfältiger Schätzung 
ihres Gewerbesteueraufkommens die abzuführende Gewerbesteuer- und 
Heimatumlage genauer berechnen. Vervielfältiger Gewerbesteuer 2025 bis 2028 = 35, 
Heimatumlage = 21,75. 
 
Bei den Orientierungsdaten handelt es sich um landesweite Durchschnittswerte, die für 
die einzelne Gemeinde oder den einzelnen Gemeindeverband lediglich Anhaltspunkte 
bei der Aufstellung des Haushaltsplanes bzw. der Finanzplanung geben sollen. Bei der 
Planung der Erträge und Aufwendungen können spezifische Besonderheiten in den 
Kommunen im Einzelfall zu Ergebnissen führen, die von den Orientierungsdaten 
erheblich abweichen. Es bleibt deshalb Aufgabe jeder Gebietskörperschaft, anhand 
der Durchschnittswerte entsprechend den örtlichen Gegebenheiten die für ihre 
Planung zutreffenden Einzelwerte in eigener Verantwortung selbst zu ermitteln. Dies 
gilt insbesondere für die Gewerbesteuer, die starken Schwankungen unterliegen kann. 
 
II. Haushalts- und Wirtschaftsführung und aufsichtsrechtliche Vorgaben für 

die Haushaltsgenehmigung 2026 
 
1. Allgemeine Lage der Kommunalfinanzen 
 

a) Im Hinblick auf die ungewissen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben die 
hessischen Kommunen für das Haushaltsjahr 2024 weiterhin eher vorsichtige 
Haushaltspositionen angesetzt und wiesen planerisch über alle hessischen 
Kommunen hinweg ein Defizit im ordentlichen Ergebnis von etwas über 941 
Mio. Euro aus. Nach Auswertungen des über die Kommunal Data Hessen 
erhobenen voraussichtlichen Ist 2024 (Abfrage zum 30.04.2025) gestaltete sich 
der Haushaltsvollzug besser. Die hessischen Kommunen konnten in ihrer 
Gesamtheit das Defizit im voraussichtlichen ordentlichen Ergebnis um 648 Mio. 
Euro auf 293 Mio. Euro reduzieren. 
 
Von 442 hessischen Kommunen erreichten 242 ein jahresbezogen 
ausgeglichenes ordentliches Ergebnis. Von den verbleibenden 200 Kommunen 
konnten 176 durch vorhandene Rücklagen den Ausgleich in der 
Ergebnisrechnung darstellen. 24 Städten und Gemeinden gelang der 
gesetzliche Ausgleich in der Ergebnisrechnung nicht. Somit haben insgesamt 
95 Prozent der hessischen Kommunen das gesetzliche Gebot des 
Haushaltsausgleiches im ordentlichen Ergebnis einhalten können, was 
gegenüber dem Vorjahr lediglich einem Rückgang um 2 Prozentpunkte 
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entspricht. 
 
Das Defizit von 293 Mio. Euro im Jahr 2024 hat zu einem Rückgang des 
Rücklagenpolsters der hessischen Kommunen um 150 Mio. Euro geführt. Sie 
weisen nun nach Ergebnisverwendung rein rechnerisch Rücklagen in einer 
Gesamthöhe von rund 8,1 Mrd. Euro auf. 
 
Die Entwicklung in der Finanzrechnung verschlechtert sich deutlich gegenüber 
2023. Die Vorgaben für eine ausgeglichene Finanzrechnung erfüllten 231 
hessische Kommunen (52 %, Vorjahr 79 %). 173 Kommunen (39 %) mussten 
auf ungebundene Liquidität zurückgreifen, um Auszahlungen für die Tilgung von 
Krediten und gegebenenfalls an die Hessenkasse gewährleisten zu können. 
Damit konnten im Jahr 2024 insgesamt 91 % der Kommunen die Finanzierung 
ihrer Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung und ggf. an die Hessenkasse 
darstellen. 38 Kommunen (9 %) verfügten zu Beginn des Jahres 2024 nicht 
über genügend vorhandene Liquidität, um ihre rechnerischen Ausgleichslücken 
zu schließen. 31 Kommunen geben daher bei der Liquiditätsabfrage an, 
überjährige Liquiditätskredite zu haben. 
 

b) Für das Haushaltsjahr 2025 generierten die hessischen Gemeinden nach den 
aktuellen Zahlen des Hessischen Statistischen Landesamts zum 
Gewerbesteueraufkommen im ersten Halbjahr 2025 Gewerbesteuereinnahmen 
von fast 3,6 Mrd. Euro. Damit liegen sie mit einem Mehrertrag von 31,7 Mio. 
Euro über den Gewerbesteuereinnahmen des Vorjahreshalbjahres (3,58 Mrd. 
Euro). Damit erreichten die Gewerbesteuereinzahlungen einen neuen 
Höchststand.  

 
2. Haushaltsausgleich im Jahr 2026 
 

a) Haushaltsausgleich im Jahr 2026 
 
Für die Aufsichtsbehörden ist die Handlungsfähigkeit der Kommunen von 
zentraler Bedeutung. Genehmigte Haushalte sind dafür essenziell. Die 
Aufsichtsbehörden werden im Rahmen der geltenden Gesetze weiterhin 
verstärkt darauf hinwirken, dass die Städte, Gemeinden und Landkreise 
auch in den folgenden schwierigen Haushaltsjahren zeitnah 
Genehmigungen erhalten können. 
 
Ermessens- und Handlungsspielräume haben die Aufsichtsbehörden zu 
nutzen, um im Einzelfall auch für unausgeglichene Haushalte eine 
Genehmigung unter entsprechenden Auflagen und Bedingungen 
herbeizuführen, damit die Kommunen handlungsfähig bleiben. Dabei ist 
die individuelle Situation je Kommune genau in den Blick zu nehmen- 
Belastungen der Bürgerinnen und Bürger sind dabei mit zu 
berücksichtigen. 
 
Folgende Maßnahmen erleichtern dabei die Genehmigungsfähigkeit: 
 

 Die bis zum 31. Dezember 2024 aus Überschüssen des 
außerordentlichen Ergebnisses erwirtschafteten Mittel können 
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weiterhin neben den ca. 8 Mrd. Euro an ordentlichen Rücklagen zum 
Haushaltsausgleich herangezogen werden. 
 

 Die frei verfügbare Liquidität kann weiterhin herangezogen werden, 
um die Genehmigungsfähigkeit eines unausgeglichenen 
Finanzhaushalts herbeizuführen, ohne dass es hierzu eines 
vorherigen Einvernehmensverfahrens mit der nächsthöheren 
Aufsichtsbehörde bedarf.  

 
 Die Beibehaltung der Möglichkeit pauschaler Kürzungen bei 

Aufwendungen und Auszahlungen schafft mehr Flexibilität und 
Spielräume für Anpassungen im Haushaltsvollzug. 

 
 Die Stundung der Hessenkassenbeiträge bleibt auch für 2026 

unbürokratisch gestaltet und schafft Entlastung. 
 

 Liquiditätspuffer, die nicht gebildet werden, werden nicht 
beanstandet. 

 
 Grundsätzlich sollen bereits bestehende freiwillige Leistungen in 

Bezug auf die Sport-/Vereinsförderung sowie allgemein das 
Ehrenamt und Schwimmangebote auch bei defizitären Haushalten 
nicht beanstandet werden. Steigerungen der freiwilligen 
Leistungen, die sich nicht durch zusätzlichen Personal- und/oder 
Leistungsumfang ergeben, sondern beispielsweise aufgrund 
natürlicher Sachkosten- und/oder Tarifsteigerungen, bleiben bei der 
Ermittlung des Defizits außen vor und sind durch die Kommune 
entsprechend dazulegen. 

 
Auch das kommende Haushaltsjahr wird weiterhin von hohen Unsicherheiten 
hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwicklung, insbesondere aufgrund unsicherer 
geopolitischer und wirtschaftspolitischer Entwicklungen, geprägt sein. Während 
sich die Wirtschaft zudem nur langsam erholt, sehen sich die Kommunen 
vielfältigen finanziellen Herausforderungen und einer angespannten Finanzlage 
gegenüber. Steigende Personal- und Sozialaufwendungen bzw. -auszahlungen 
sowie strukturelle Herausforderungen (wie der überwiegend demografisch 
bedingte Fachkräftemangel, notwendige Anpassungen an den Klimawandel, 
Aufholen der Rückstände in der Digitalisierung, etc.) führen zu erheblichen 
finanziellen Einschränkungen und Belastungen. Gleichzeitig besteht teilweise 
ein erheblicher Investitionsrückstand. Hinzu kommt die schwierige Situation der 
kommunalen Krankenhausträger. Die Krankenhausreform und die unsichere 
Gesamtlage in diesem Bereich bringen die kommunalen Krankenhausträger in 
eine schwierige finanzielle Situation. Als Auswirkungen des 
Investitionssofortprogramms des Bundes können einzelne Kommunen 
möglicherweise nicht vollständig kompensierte Steuermindererträge bzw. -
einzahlungen treffen.  
 
Trotz der dargestellten Unsicherheiten über die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung ist aufgrund bestehender Rücklagen sowie liquider Mittel weiter 
davon auszugehen, dass die Pflicht zum gesetzlichen Haushaltsausgleich bzw. 
die Deckung der Ausgleichslücke von den Kommunen auch im Jahr 2026 
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vielfach noch bewältigt werden kann.  
 
Soweit Städte, Gemeinden und Landkreise von der Soll-Vorschrift des § 
92 Abs. 4 zum Haushaltsausgleich abweichen, werden die Aufsichten die 
Auswirkungen der beschriebenen aktuellen Umstände auf die Haushalts- 
und Finanzplanung der jeweiligen Kommune, die vorhandenen 
Konsolidierungspotenziale, die für die Aufgabenwahrnehmung 
erforderliche Investitionstätigkeit sowie die Fähigkeit, vorübergehende 
Defizite mit Überschüssen der Folgejahre wieder zu erwirtschaften, 
angemessen berücksichtigen und gegebenenfalls von den Möglichkeiten 
Gebrauch machen, Genehmigungen unter Bedingungen und Auflagen zu 
erteilen. Auch die Reduzierung des vorgesehenen Gesamtbetrages der 
Kredite ist in Betracht zu ziehen. Auf Hinweis 7 zu § 103 HGO wird Bezug 
genommen sowie auf die Regelungen des § 107 HGO hingewiesen. 
 

b) Einvernehmen der oberen Aufsichtsbehörde 
 
Die Haushaltsgenehmigungen bedürfen weiter des Einvernehmens der 
nächsthöheren Aufsichtsbehörde, wenn der Haushaltsausgleich gem. § 97 a Nr. 
1 i. V. m. § 92 Abs. 5 Nr. 1 HGO im Ergebnishaushalt auch unter Einbeziehung 
von Rücklagen nicht erreicht wird bzw. im Finanzhaushalt die rechnerische 
Ausgleichslücke nicht durch bereinigte frei nutzbare Liquidität gedeckt werden 
kann. 
 
Die Aufsichtsbehörde wird bei ihrer Entscheidung über die Erteilung des 
Einvernehmens auch die Konsolidierungsbemühungen der Kommune 
berücksichtigen, insbesondere bereits in den Vorjahren zum Zweck der 
Haushaltskonsolidierung erfolgte Hebesatzerhöhungen bei den Steuern im 
Verhältnis zum Durchschnitt/Median vergleichbarer Kommunen. Die 
Entscheidung über das Einvernehmen soll möglichst zügig erfolgen. Zusätzlich 
ist ein Einvernehmen erforderlich, wenn der Konsolidierungszeitraum mehr als 
zwei Jahre beträgt (§ 92 a Abs. 3 Satz 4 HGO). 

 
c) Heranziehung außerordentliche Rücklage 

 
Vor dem Hintergrund der hohen Unsicherheiten der wirtschaftlichen Entwicklung 
und der oben beschriebenen großen finanziellen Herausforderungen, können 
für das Haushaltsjahr 2026 diejenigen Kommunen, die gem. § 92 Abs. 5 Nr. 1 
HGO einen Fehlbetrag oder gem. § 92 Abs. 6 Nr. 1 HGO einen Fehlbetrag im 
ordentlichen Ergebnis darstellen, den Fehlbedarf und den Fehlbetrag wahlweise 
mit Rücklagen ausgleichen, die aus Überschüssen des ordentlichen 
Ergebnisses (ordentliche Rücklage) oder aus bis zum 31.12.2024 entstandenen 
Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses (außerordentliche Rücklage) 
gem. § 23 Abs. 1 GemHVO gebildet wurden. 
 

d) Pauschale Kürzungen bei den Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Zur Weiterführung der praktischen Erprobung werden abweichend von den 
Vorgaben des § 4 GemHVO pauschale Kürzungen bei den zahlungswirksamen 
Aufwendungen im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2026 
zugelassen. Die Kommunen können auch für das Haushaltsjahr 2026 
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pauschale Kürzungen von ordentlichen Aufwendungen bis zu einem Betrag von 
2 Prozent des Gesamtbetrages dieser Aufwendungen veranschlagen. 
 
Die Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit sind entsprechend zu 
kürzen. 
 
Grundsätzlich bleibt es der kommunalen Selbstverwaltung überlassen, wie 
diese pauschalen Kürzungen vollzogen werden. Die Kommune hat in eigenem 
Interesse durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass im 
Haushaltsvollzug die gesetzten Ziele eingehalten werden. Dies ist konkret im 
Vorbericht dazustellen.  
 
Die pauschalen Kürzungen sind im Haushalt so zu erfassen, dass diese bei der 
Ermittlung der Planaufwendungen in den Zeilen 11 bis 13 und 15 bis 18 sowie 
Zeile 22 des Ergebnishaushalts und der Planauszahlungen in den Zeilen 10 bis 
17 des Finanzhaushalts bereits enthalten sind. 
 
Die pauschalen Kürzungen sind somit als negative Planansätze den 
Planaufwendungen bzw. Planauszahlungen gegenüberzustellen und werden 
damit bei der rechnerischen Ermittlung des ordentlichen Ergebnisses bzw. des 
Ergebnisses aus laufender Verwaltungstätigkeit einbezogen.  
 
Es ist ausreichend, die pauschalen Kürzungen bei den Aufwendungen und 
Auszahlungen in einer der o. g. Zeilen zu berücksichtigen. Dabei sind die für 
den Haushalt beschlossenen Regelungen zur Deckungsfähigkeit zu beachten. 
 
Die Höhe und Zuordnung der pauschalen Kürzungen sind hier im Vorbericht 
zum Haushalt gesondert darzustellen und zu erläutern. Die Erfahrungen aus 
dem Jahr 2025 sind dabei zu berücksichtigen.  
 
Bei Budgetübertragungen ins Folgejahr ist sicherzustellen, dass die pauschalen 
Kürzungen bei der Ermittlung der Höhe der möglichen Übertragungen 
Berücksichtigung finden. 
 
Das Instrument der pauschalen Kürzungen wird im Jahr 2026 mit Blick auf die 
Erfahrungen im Haushaltsjahr 2025 überprüft werden. 
 

e) Stundungsverfahren zur Hessenkasse 
 
Mit Gesetz vom 27. März 2025 (GVBl. 2025 Nr. 22) wurden die Vorschriften der 
Hessenkasse in Bezug auf das Stundungsverfahren für sog. 
Entschuldungskommunen für die Jahre 2025 und 2026 (s. § 2a Sonderregelung 
für die Jahre 2025 und 2026) rückwirkend zum 1. Januar 2025 geändert. Die 
nach § 2a HessenkasseG mögliche Stundung des Jahresbeitrags für die 
Hessenkasse im Jahr 2026 kommt grundsätzlich in Betracht, sofern die 
Deckung einer Ausgleichslücke im Finanzhaushalt 2026 nicht dargestellt 
werden kann. Ungebundene Liquidität im Sinne des nach Hinweis Nr. 6 zu § 
106 HGO vorzulegenden Musters 3 ist vorrangig einzusetzen. 
Dies folgt aus der Gesetzesbegründung zu § 2a: Die jeweils zuständige 
Kommunalaufsichtsbehörde wird prüfen, ob eine Ratenpause in den Jahren 
2025 und 2026 dienlich ist, um einen Ausgleich des Finanzhaushalts zu 
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erleichtern. Dabei bezieht sie vorrangig die Inanspruchnahme freier Liquidität 
(inkl. vorhandener Geldanlagen) sowie die Ausschöpfung von 
Konsolidierungspotentialen ein. Die Entwicklung in den weiteren 
Planungsjahren bleibt hierbei unberücksichtigt. Da die notwendige Begründung 
nach § 2a Abs. 1 HessenkasseG der Aufsichtsbehörde im Rahmen der 
Genehmigungsprüfung darzulegen ist, kann über eine Stundung erst im 
Rahmen des jeweiligen Genehmigungsverfahrens entschieden werden. Der 
Hessenkassenbeitrag ist im Haushaltsplan zu veranschlagen. Dies gilt auch 
dann, wenn die Kommune plant, einen Stundungsantrag zu stellen. 
 

f) Genehmigung mit Auflagen bei defizitärer Haushaltswirtschaft 
Verbleibt nach Abzug der pauschalen Kürzungen und ggf. der Stundung des 
Hessenkassenbeitrages ein Defizit, kann eine Genehmigung nur mit Auflagen 
erteilt werden. Kommunen mit defizitärem Haushalt sollen weiterhin eine 
Genehmigung erhalten, um handlungsfähig zu bleiben. Allerdings müssen diese 
Kommunen stringente Auflagen hinnehmen, um die Defizite und die 
Verschuldung auf ein absolutes Minimum zu reduzieren, insbesondere bereits in 
den Vorjahren zum Zwecke der Haushaltskonsolidierung erfolgte 
Hebesatzerhöhungen bei den Steuern im Verhältnis zum Durchschnitt/ Median 
vergleichbarer Kommunen finden dabei Berücksichtigung. 
aa) Überprüfung des Investitionskreditvolumens und ggf. Reduzierung im 
Einzelfall zur Vermeidung einer Nettoneuverschuldung. Vorrang haben 
gesetzliche Pflichtmaßnahmen, die eigenverantwortlich durch die Kommune zu 
priorisieren sind. 
Daneben kann die bisherige Umsetzungsquote für Investitionen berücksichtigt 
werden. Soweit die Aufsichtsbehörde den veranschlagten Gesamtbetrag für 
Kreditaufnahmen nicht in voller Höhe genehmigt, hat die Gemeindevertretung 
im Rahmen eines Beitrittsbeschlusses die Haushaltssatzung entsprechend 
anzupassen. 
bb) Reduzierung des Aufwands auf ein Mindestmaß. Dazu gehört auch eine 
strenge Bewirtschaftung des Personalaufwands. Es sind grundsätzlich 
keine zusätzlichen Stellen im Stellenplan auszuweisen. Vorrangig sind offene 
Stellen im vorhandenen Stellenplan zu verwenden. Im Einzelfall soll bei 
überdurchschnittlich hohen Defiziten auch der Einstieg in den Stellenabbau 
erfolgen. Dies erfolgt analog zu den aktuellen Personalmaßnahmen des Landes 
Hessen. Defizitären Kommunen wird daher empfohlen, bspw. im Rahmen des 
Haushaltssicherungskonzepts auch Personalabbaukonzepte zu erarbeiten bzw. 
bereits im laufenden Haushalt das Instrument einer Stellenbesetzungssperre 
umzusetzen. 
cc) Die Genehmigung des Gesamtbetrags der Kredite kann unter dem 
Vorbehalt der Einzelkreditgenehmigung erteilt werden (§ 103 Abs. 4 Nr. 2 
HGO).  

 
3. Haushaltssicherungskonzept 
 
Ein Haushaltssicherungskonzept (HSK) gem. § 92 a Abs. 1 Nr. 1 HGO entfällt in den 
Fällen, in denen der Saldo des Zahlungsmittelflusses aus laufender 
Verwaltungstätigkeit zwar nicht so hoch ist, dass daraus die Auszahlungen zur 
ordentlichen Tilgung von Krediten sowie ggf. an das Sondervermögen „Hessenkasse“ 
geleistet werden können, jedoch ausreichend ungebundene Liquidität für die 
Tilgungsleistungen und ggf. Auszahlungen an das Sondervermögen „Hessenkasse“ 
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zur Verfügung steht.  
 
Aufgrund der aktuell besonders zu berücksichtigenden Haushaltssituation der 
Landkreise und zum Schutz der kreisangehörigen Kommunen – insbesondere im 
Hinblick auf die aus der Kreis- und Schulumlage resultierenden Belastungen – kann in 
Abstimmung mit den Regierungspräsidien bei Landkreisen auf ein HSK für die 
Verfehlung des Haushaltsausgleichs im Haushaltsjahr 2026 verzichtet werden. 
 
Für kreisangehörige Städte und Gemeinden sowie kreisfreie Städte ist für die 
Verfehlung des Haushaltsausgleichs im Haushaltsjahr 2026 weiterhin ein HSK 
erforderlich. Die Maßnahmen des Haushaltssicherungskonzeptes müssen sich auch in 
der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung widerspiegeln (Hinweis Nr. 4 S. 4 zu § 
92a HGO). 
 
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass nach Abschaffung der Pflicht zur Aufstellung 
eines Haushaltssicherungskonzeptes für den Fall, dass in der mittelfristigen Ergebnis- 
13 - und Finanzplanung Fehlbeträge oder ein negativer Zahlungsmittelbestand 
erwartet werden (§ 92a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 HGO a.F.), die Kommunen nicht von der 
gesetzlichen Verpflichtung entbunden sind, für die Planungsjahre grundsätzlich den 
Haushaltsausgleich vorzusehen. 
 
Für Kommunen mit hohen Konsolidierungsanforderungen (aufgrund von Fehlbeträgen 
aus Vorjahren oder bestehenden echten überjährigen Liquiditätskrediten) ist die 
mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung in die Beurteilung der 
Haushaltsgenehmigung für das Jahr 2026 weiterhin einzubeziehen. 
 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass die Fraktionen der CDU und der SPD den 
Entwurf zu einem Kommunalen Flexibilisierungsgesetz (KommFlex) in den Landtag 
eingebracht haben, wonach den Gemeinden die Möglichkeit gegeben werden soll, 
abweichend von § 92a Abs. 1 HGO auf die Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzepts zu verzichten, sofern der Ausgleich des Ergebnis- und 
Finanzhaushalts in der Planung innerhalb eines Zeitraums von bis zu zwei Jahren 
wieder erreicht werden soll. Nach der unverbindlichen Planung des Landtags soll 
voraussichtlich im Februar 2026 über das Gesetz entschieden werden. Die 
abschließende Entscheidung obliegt jedoch dem Landtag, daher haben sich die 
Kommunen bis dahin an die geltende Rechtslage zu halten. 
 
4. Erfordernis von fristgerecht aufgestellten Jahresabschlüssen 
 
Die Aufsichtsbehörde hat die Haushaltsgenehmigung nach § 97 a HGO bis zur 
Unterrichtung der Gemeindevertretung über den aufgestellten Jahresabschluss 
zurückzustellen (§ 112 Abs. 6 HGO). Die Unterrichtung der Gemeindevertretung ist der 
Aufsichtsbehörde nachzuweisen. 
 
Eine Haushaltsgenehmigung kann erst dann erteilt werden, wenn der 
Gemeindevorstand mittels einer Bestätigung des zuständigen 
Rechnungsprüfungsamts gegenüber der Aufsichtsbehörde die Vollständigkeit des 
Jahresabschlusses (Vermögensrechnung, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, 
Anhang und Rechenschaftsbericht, Jahresabschlussaufstellungsbeschluss des 
Gemeindevorstands mit Vollständigkeitserklärung) nachweist.  
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Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Einzelfällen (fehlende Eröffnungsbilanz 
nach Fusionen, Eingliederung von Eigenbetrieben etc.) trotz fehlender 
Vollständigkeitsbestätigung ausnahmsweise eine Genehmigung erteilen. 
 
5. Kreditaufnahmen im Kontext des Länder- und Kommunal-Infrastruktur-

finanzierungsgesetzes 
 
Kreditaufnahmen der Kommunen im Rahmen des Länder- und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetzes des Bundes werden nach einem noch zu 
beschließenden Landesgesetz nach § 94 Abs. 2 S. 1 Nr. 1b HGO in der 
Haushaltssatzung als festgesetzt und nach § 103 Abs. 2 S. 1 HGO als genehmigt 
gelten. Hierfür sind zudem weitere haushaltsrechtliche Erleichterungen vorgesehen. 
 
6. Liquiditätspuffer 
 
Im Zuge des HESSENKASSEN-Gesetzes wurde die Verpflichtung eingeführt, einen 
Liquiditätspuffer zu bilden (§ 106 Abs. 1 Satz 2 HGO). Ziel ist die Sicherstellung der 
Zahlungsfähigkeit und die Vermeidung von Liquiditätskrediten. Im Hinblick auf 
problematische Haushaltsentwicklungen aufgrund der oben skizzierten 
Rahmenbedingungen erscheint es gerechtfertigt, dieses Potenzial weiter zur Deckung 
einer Ausgleichslücke zu nutzen. Es erfolgt daher weiterhin keine aufsichtliche 
Beanstandung, wenn infolge der prognostizierten Entwicklung im Finanzhaushalt 
Kommunen den Puffer nicht bilden bzw. bis zum Jahresende nicht mehr vollständig 
vorhalten können. Der Liquiditätspuffer gem. § 106 Abs. 1 HGO ist als ungebundene 
Liquidität anzusehen. Auf den Grundsatz der Nachrangigkeit von Kreditaufnahmen 
wird hingewiesen. 
 
7. Liquiditätskredite 
 
Aufgrund der derzeit angespannten Lage bei den Finanzhaushalten wird darauf 
hingewiesen, dass Liquiditätskredite gemäß § 105 Abs. 1 S. 3 HGO spätestens bis 
zum Ende des Haushaltsjahres zurückgeführt werden sollen. Überjährige 
Liquiditätskredite sind zu vermeiden. Soweit diese in besonderen Ausnahmefällen 
entstanden sind, sind sie schnellstmöglich zurückzuführen (siehe Ziffer 2 der Hinweise 
zu § 105 HGO). Im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung ist ein Abbaupfad von 
echten überjährigen Liquiditätskrediten darzustellen, der grundsätzlich bis zum Ende 
der mittelfristigen Finanzplanung erfolgen soll. Einem kontinuierlichen Aufbau von 
Liquiditätskrediten ist von vornherein entgegenzuwirken. 
 
8. Kreisumlage 
 
Wegen der angespannten Haushaltslage insbesondere bei vielen Landkreisen ist 
weiterhin zu erwarten, dass es zu Erhöhungen bei den Kreisumlagehebesätzen 
kommt. Auch bei zukünftigen kreisseitigen Mehrbedarfen ist entsprechend der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts schon bei der Haushaltsaufstellung 
die tatsächlich notwendige Bedarfssituation der Landkreise zu ermitteln und daneben 
die finanzielle Leistungsfähigkeit aller umlageverpflichteten Kommunen im Kreisgebiet 
sowie deren gesetzliche Verpflichtung zum Haushaltsausgleich unbedingt zu prüfen 
mit besonderem Fokus auf die finanzschwächsten kreisangehörigen Kommunen. Es 
wird zudem darauf hingewiesen, dass nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts der Landkreis verpflichtet ist, bei der Festsetzung des 
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Kreisumlagehebesatzes die im Zeitpunkt der jeweiligen Beschlussfassung 
vorhandenen Informationen über den Finanzbedarf des Kreises und der 
kreisangehörigen Kommunen, orientiert an den finanzschwächsten kreisangehörigen 
Kommunen und deren Leistungsfähigkeit, zu ermitteln und zu berücksichtigen. Zudem 
ist hiernach bei der Prüfung auch zu berücksichtigen, inwieweit noch zusätzliche 
steuerliche Ertragspotenziale bestehen. 
 
Nach Maßgabe des § 53 Abs. 2 HKO i. V. m. § 50 HFAG erheben die Landkreise die 
Kreisumlage von den kreisangehörigen Kommunen, soweit die Leistungen nach dem 
HFAG und die sonstigen Erträge und Einzahlungen nicht ausreichen. Die Kreisumlage 
ist vom Gesetzgeber als Fehlbedarfsdeckungsumlage ausgestaltet. In Umsetzung der 
Rechtsprechung verpflichten deshalb die Hinweise zu § 53 HKO und § 4 GemHVO die 
Landkreise, den zu deckenden Kreisumlagebedarf – unter Einbeziehung bestehender 
Rücklagen und Überschüsse im Ergebnis- und Finanzhaushalt – nachvollziehbar 
herzuleiten. Vorrangig haben die Landkreise alle Konsolidierungsmöglichkeiten zu 
prüfen, erst nach Ausschöpfung aller anderen Maßnahmen ist eine Erhöhung der 
Kreisumlage möglich. 
 
9. Kommunales Beratungszentrum – Partner der Kommunen 
 
Allen hessischen Kommunen steht das Beratungsangebot des Kommunalen 
Beratungszentrums zur Verfügung. Gerade in den dargestellten unwägbaren Zeiten 
mit spürbar größer werdenden wirtschaftlichen Belastungen ist es sinnvoll, die 
Konsolidierung des Haushalts von einer unabhängigen Institution überprüfen zu 
lassen. Auch Landkreise können das kostenfreie Beratungsangebot in Anspruch 
nehmen, um Konsolidierungsmöglichkeiten in Erfahrung zu bringen. 
 
Der Landesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit übernimmt die operative 
Beratungstätigkeit mit einer vertieften Analyse des Haushalts, einzelner 
Produktbereiche sowie einer vergleichenden Haushaltsanalyse. Durch Beteiligung der 
Kommunalabteilung des HMdI und des HMdF können alle relevanten Fragen zur 
Haushaltssituation erörtert werden. 
 
10. Kommunal Data Hessen 
 
Der Finanzstatusbericht als Anlage zum Haushalt ist über die Kommunal Data Hessen 
zu erstellen und zeitgleich mit der Übermittlung der Haushaltssatzung vorzulegen und 
in der Kommunal Data Hessen freizugeben. § 97 Abs. 3 Satz 2 HGO gilt 
entsprechend. 
 
Für das Verfahren der Haushaltsgenehmigung sowie zur Einschätzung der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der hessischen Kommunen ist es zwingend erforderlich, dass die 
dafür benötigten Daten rechtzeitig von den Kommunen in der Kommunal Data Hessen 
als zentrales Steuerungselement erfasst werden, um sie dann den zuständigen 
Aufsichtsbehörden zur Verfügung zu stellen. Die Aufsichtsbehörden sind befugt, zur 
Umsetzung der haushaltsrechtlichen Entscheidungen Berichte auch in elektronischer 
Form zu verlangen.  
 
Folgende Fristen sind für die regelmäßigen Datenerhebungen in der Kommunal Data 
Hessen maßgeblich: 
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 Abfrage Liquidität zum 31.12. Frist 31.01. 
 

 Voraussichtliches IST Vorjahr Frist 31.05. 
 

 Prognose laufendes Jahr Frist 30.08. 
 
Die Einhaltung der fristgerechten Übermittlung der erforderlichen Daten ist durch die 
Kommune sicherzustellen. Fristverlängerungen können nicht gewährt werden. 
 
11. Aufhebung Finanzplanungserlass 2025 
 
Der Finanzplanungserlass vom 11. November 2024 ergänzt durch Erlass vom 22. April 
2025 wird mit Wirkung für das Haushaltsaufstellungsverfahren 2026 aufgehoben. 
 
III. Haushaltssituation der Gemeinde Grebenhain  
 
a) Ergebnishaushalt 
 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Ordentliche Erträge 13.907.110,49 14.450.400,00  15.489.600,00  15.293.800,00  15.622.100,00  16.249.300,00  
Ordentliche Aufwendungen 13.563.919,66 14.215.400,00  14.779.300,00  14.693.500,00  14.709.400,00  14.833.500,00  
Ordentliches Ergebnis 295.076,40 109.000,00  588.900,00  379.000,00  529.400,00  998.500,00  
Außerordentliche Erträge 54.938,63 6.900,00  32.100,00  7.100,00  7.100,00  7.100,00  
Außerordentliche Aufwendungen 19.722,96 0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  
Außerordentliches Ergebnis 35.215,67 6.900,00  32.100,00  7.100,00  7.100,00  7.100,00  
Ergebnis aus ILV 0,00 0,00  -100,00  -100,00  -100,00  -100,00  
Jahresergebnis nach ILV 330.292,07 115.900,00  620.900,00  386.000,00  536.400,00  1.005.500,00  
 
Der Ergebnishaushalt führt sämtliche geplanten Erträge und Aufwendungen auf und 
stellt damit Ressourcenaufkommen und Ressourcenverbrauch des 
Verwaltungshandelns periodengerecht dar.  
 
Gemäß § 92 Abs. 5 Nr. 1 HGO gilt der Ergebnishaushalt in der Planung ausgeglichen, 
wenn er unter Berücksichtigung der vorgetragenen Jahresfehlbeträge im ordentlichen 
Ergebnis ausgeglichen ist oder der Fehlbedarf im ordentlichen Ergebnis durch die  
 
Das außerordentliche Ergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 

Außerordentliche Erträge 54.938,63 6.900,00  32.100,00  7.100,00  7.100,00  7.100,00  
Außerordentliche Aufwendungen 19.722,96 0,00  0,00  0,00  0,00  0,00  
Außerordentliches Ergebnis 35.215,67 6.900,00  32.100,00  7.100,00  7.100,00  7.100,00  
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Das Finanzergebnis 

Bezeichnung Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 

Finanzerträge 44.998,40 28.400,00  36.400,00  36.400,00  36.400,00  36.400,00  
Zinsen und andere 
Finanzaufwendungen 93.112,83 154.400,00  157.800,00  257.700,00  419.700,00  453.700,00  
Finanzergebnis -48.114,43 -126.000,00  -121.400,00  -221.300,00  -383.300,00  -417.300,00  
 
Der Netto-Abschreibungsaufwand 

Bezeichnung Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 

Abschreibungsaufwand brutto 1.058.793,64 1.175.300,00  1.113.400,00  1.069.100,00  1.033.600,00  987.500,00  
abzüglich Erträge aus der 
Auflösung von Sonderposten 590.396,05 521.500,00  581.600,00  563.300,00  535.700,00  488.500,00  
Abschreibungsaufwand netto 468.397,59 653.800,00  531.800,00  505.800,00  497.900,00  499.000,00  
 
b) Finanzhaushalt 
 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 13.290.628,35 13.937.500,00  14.651.400,00  14.806.700,00  15.163.000,00  15.797.400,00  
Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 12.719.007,95 13.161.400,00  13.779.000,00  13.829.700,00  14.041.400,00  14.244.400,00  
Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 571.620,40 776.100,00  872.400,00  977.000,00  1.121.600,00  1.553.000,00  
Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 2.280.639,61 994.100,00  2.210.300,00  1.370.000,00  1.292.400,00  1.025.700,00  
Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 3.657.660,76 3.348.000,00  5.919.500,00  5.313.300,00  3.708.300,00  3.277.300,00  
Saldo aus Investitionstätigkeit -1.377.021,15 -2.353.900,00  -3.709.200,00  -3.943.300,00  -2.415.900,00  -2.251.600,00  
Einzahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 1.802.528,27 2.400.000,00  3.300.000,00  3.900.000,00  2.300.000,00  2.200.000,00  
Auszahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 641.624,93 748.500,00  867.700,00  976.700,00  1.084.000,00  1.321.300,00  
Saldo aus 
Finanzierungstätigkeit 1.160.903,34 1.651.500,00  2.432.300,00  2.923.300,00  1.216.000,00  878.700,00  
Änderung liquider Mittel 355.502,59 73.700,00  -404.500,00  -43.000,00  -78.300,00  180.100,00  
Anfangsstand liquide Mittel 730.134,89 1.113.522,26  911.478,34  1.506.978,34  2.463.978,34  3.385.678,34  
Endstand liquide Mittel 1.113.522,26 2.187.222,26  1.506.978,34  2.463.978,34  3.385.678,34  4.565.778,34  
 
Der Finanzhaushalt ist gemäß § 92 Abs. 5 Nr. 2 HGO und § 3 Abs. 3 der GemHVO 
ausgeglichen, wenn der Saldo des Zahlungsmittelflusses aus laufender 
Verwaltungstätigkeit mindestens so hoch ist, dass daraus die Auszahlungen zur 
ordentlichen Tilgung von Krediten sowie bei Gemeinden, die am 
Entschuldungsprogramm der Hessenkasse teilnehmen, die Auszahlungen an das 
Sondervermögen „Hessenkasse“ geleistet werden können, soweit die Auszahlungen 
zur ordentlichen Tilgung von Investitionskrediten nicht durch zweckgebundene 
Einzahlungen gedeckt sind. 
 
Die Gemeinde Grebenhain kann die gesetzliche Vorgabe des § 92 Abs. 5 Nr. 2 HGO 



Seite 21 von 42 

erfüllen. Dementsprechend liegt in Bezug auf den Finanzhaushalt kein 
Genehmigungstatbestand nach § 97 a Nr. 1 HGO vor. 
 
c) Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 
 
Nach der mittelfristigen Ergebnisplanung werden für die Haushaltsjahre 2026 – 2029 
jeweils Überschüsse im ordentlichen Ergebnis geplant. Die mittelfristige Finanzplanung 
sieht für diese Haushaltsjahre einen ausgeglichenen Finanzhaushalt im Sinne des § 
92 Abs. 5 Nr. 2 HGO (freie Spitze) vor. 
 
d) Haushaltssicherungskonzept 
 
Eine Verpflichtung zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes gemäß § 92 a 
Abs. 1 HGO und den entsprechenden erlassrechtlichen Vorgaben besteht für die 
Gemeinde Grebenhain derzeit nicht, sodass diesbezüglich kein 
Genehmigungstatbestand nach § 97 a Nr. 2 HGO vorliegt. 
 
e) Investitionstätigkeit 
 
Wie bereits in den Vorjahren bewegt sich auch die diesjährige Investitionstätigkeit der 
Gemeinde Grebenhain erneut auf einem sehr hohen Niveau. So sehen die Planungen 
für das lfd. Haushaltsjahr 2026 Auszahlungen für Investitionen in Höhe von 5.937.300 
€ vor. Investitionseinzahlungen (z. B. Zuschüsse, Investitionsbeiträge) werden in Höhe 
von 2.210.300 € etatisiert. Der Investitionsmittelfehlbedarf in Höhe von 3.727.000 € soll 
über die Aufnahme von Investitionskrediten in dieser Größenordnung von 3.300.000 € 
gedeckt werden.  
 
Dennoch erscheint die Umsetzung der geplanten Maßnahmen demzufolge sehr 
ambitioniert. Bereits in den Haushaltsbegleitverfügungen zu den 
Haushaltsgenehmigungen der Vorjahre wurde auf die Anzahl und den Umfang der 
Investitionsvorhaben in der Vergangenheit aufmerksam gemacht. Die Gemeinde 
Grebenhain sollte daher hinsichtlich der entstehenden Folgekosten und ihrer 
finanziellen Leitungsfähigkeit einen kritischen Maßstab bei den etatisierten 
Maßnahmen anlegen.  
 
Investitionstätigkeiten sind genauestens auf ihre Notwendigkeit und deren 
Folgebelastungen (u. a. Folgekosten der Maßnahmen, Zinsen im Ergebnishaushalt 
sowie die Tilgung im Finanzhaushalt) hin zu überprüfen. Dies gilt auch für erhebliche 
Instandhaltungs-, Instandsetzungs- und vergleichbare Maßnahmen (vgl. § 12 
GemHVO). 
Die wesentlichen investiven Einzahlungen detailliert 

Einzahlungen und 
Auszahlungen 

Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
82081100 - Einzahlungen aus 
Investitionszuweisungen vom 
Land 

1.552.642,57 816.100  1.399.300  617.000  184.400  790.700  
82081200 - Einzahlungen aus 
Investitionszuweisungen von 
Gemeinden (GV) 

36.327,52 0  0  50.000  0  0  
82081700 - Einzahlungen aus 
Investitionszuweisungen von 
privaten Unternehmen 

13.174,67 0  450.000  0  0  0  
82081800 - Einzahlungen aus 
Investitionszuweisungen von 93.000,95 18.000  1.000  1.000  1.000  0  
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Einzahlungen und 
Auszahlungen 

Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
übrigen Bereichen 
82088100 - Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen 501.654,77 60.000  360.000  702.000  1.107.000  235.000  
Gesamt 2.196.800,48 894.100  2.210.300  1.370.000  1.292.400  1.025.700  
 
Die wesentlichen investiven Auszahlungen detailliert 

Baumaßnahmen/Hochbau (842851) 

Einzahlungen und 
Auszahlungen 

Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
11112.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 591,20 100.000  30.000  5.000  5.000  5.000  
12601.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 59.500,00 1.000.000  2.050.000  1.500.000  500.000  0  
36503.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 0,00 0  45.000  0  0  0  
36601.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 0,00 0  20.000  0  0  0  
42402.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 0,00 45.000  0  0  0  0  
53301.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 0,00 0  800.000  800.000  0  0  
53701.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 0,00 5.500  0  0  0  0  
53801.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 0,00 0  400.000  0  0  0  
57301.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 1.033.325,15 420.000  0  0  0  0  
57302.84285100 - Auszahlungen 
für Hochbaumaßnahmen 146,02 0  0  0  0  0  
Gesamt 1.093.562,37 1.570.500  3.345.000  2.305.000  505.000  5.000  
Baumaßnahmen/Tiefbau (842852) 

Einzahlungen und 
Auszahlungen 

Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
12601.84285200 - Auszahlungen 
für Tiefbaumaßnahmen 0,00 0  5.000  5.000  0  0  
53301.84285200 - Auszahlungen 
für Tiefbaumaßnahmen 85.436,60 40.000  210.000  210.000  1.060.000  360.000  
53601.84285200 - Auszahlungen 
für Tiefbaumaßnahmen 24.834,27 0  0  0  0  0  
53801.84285200 - Auszahlungen 
für Tiefbaumaßnahmen 454.181,91 0  560.000  0  30.000  250.000  
54101.84285200 - Auszahlungen 
für Tiefbaumaßnahmen 1.217.549,46 480.000  630.000  1.500.000  1.150.000  1.560.000  
54601.84285200 - Auszahlungen 
für Tiefbaumaßnahmen 9.827,26 0  10.000  0  15.000  0  
55502.84285200 - Auszahlungen 
für Tiefbaumaßnahmen 25.000,00 0  0  0  0  0  
57301.84285200 - Auszahlungen 
für Tiefbaumaßnahmen 177.096,90 0  0  0  0  0  
Gesamt 1.993.926,40 520.000  1.415.000  1.715.000  2.255.000  2.170.000  
Erwerb bewegliches und immaterielles Vermögen (840,843) 

Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2024 Ansatz 2025 
84081700 - Auszahlungen für aktivierte Investitionszuweisungen an private 88.379,06 10.000 
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Einzahlungen und Auszahlungen Ergebnis 2024 Ansatz 2025 
Personen 
84383100 - Auszahlungen für den Erwerb von Vermögensgegenständen 
oberhalb der Wertgrenze von 250,00 € bis 1.000 € 10.516,31 27.500 
84383300 - Auszahlung für den Erweb von Vermögensgegenständen über einem 
Wert von 1000 € 347.883,01 907.500 
Gesamt 446.778,38 945.000 
 
f) Verschuldung 
 
Es ist darauf hinzuweisen und im Haushaltsvollzug zu beachten, dass gem. § 93 Abs. 
3 HGO Kredite nachrangige Deckungsmittel sind und nur aufgenommen werden 
dürfen, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich 
unzweckmäßig wäre. Hierzu gehört neben der Ausschöpfung aller Einzahlungsquellen 
im Bereich Investitionstätigkeit und Verwaltungstätigkeit auch ein Rückgriff auf einen 
vorhandenen Zahlungsmittelbestand. 
 
Verschuldung 
Kredite 

Jahr Anfangsstand 
(EUR) 

Neuaufnahme 
(EUR) Tilgung (EUR) Endstand 

(EUR) 
Endstand/Einwohner 

(EUR) 
2023 5.374.312,92 62.782,51 647.959,27 4.789.136,16 1.030,81 
2024 4.789.136,16 1.802.528,27 641.624,93 5.950.039,50 1.267,58 
2025 5.950.039,50 805.000,00 752.384,30 6.002.655,20 1.278,79 
2026 6.002.655,20 3.300.000,00 867.700,00 8.434.955,20 1.796,97 
2027 8.434.955,20 3.900.000,00 976.700,00 11.358.255,20 2.419,74 
2028 11.358.255,20 2.300.000,00 1.084.000,00 12.574.255,20 2.678,79 
2029 12.574.255,20 2.200.000,00 1.321.300,00 13.452.955,20 2.865,99 
 
Der zugehörige Schuldendienst 

Jahr Zinsen (EUR) Tilgung (EUR) Gesamt 
(EUR) 

Gesamt/Einwohner 
(EUR) 

2023 56.935,82 647.959,27 704.895,09 151,72 
2024 90.217,27 641.624,93 731.842,20 155,91 
2025 105.144,67 752.384,30 857.528,97 182,69 
2026 151.800,00 867.700,00 1.019.500,00 217,19 
2027 251.700,00 976.700,00 1.228.400,00 261,70 
2028 413.700,00 1.084.000,00 1.497.700,00 319,07 
2029 447.700,00 1.321.300,00 1.769.000,00 376,86 
 
Zum 31.12.2025 beträgt der Schuldenstand der Gemeinde Grebenhain rd. 6 Mio. € 
(entspricht einer pro-Kopf-Verschuldung von rd. 1.278 €, gemessen an der aktuellen 
Einwohnerzahl = 1.351,61 € (Controlling 06.01.2026)).  
 
Die Finanzplanung sieht für das Haushaltsjahr 2026 eine Nettoneuverschuldung in 
einer Größenordnung von rd. 2,4 Mio. € vor.  
 
g) Verpflichtungsermächtigungen 
 
Die Gemeinde Grebenhain hat im Jahr 2026 Verpflichtungsermächtigungen in Höhe 
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von 2.785.000 € veranschlagt, welche in den Haushaltsjahren 2027 – 2029 zu 
entsprechenden Auszahlungen führen.  
 
Im Haushaltsjahr 2026 und den Folgejahren sind Kreditaufnahmen vorgesehen, 
sodass die Verpflichtungsermächtigungen im Sinne des § 102 Abs. 4 i. V. m. § 97 a 
Nr. 3 HGO genehmigungspflichtig sind. 
 
Bezeichnung VE HH 2026 gesamt 2026 für 2027 2026 für 2028 2026 für 2029 
53301.84285100-53301010006 - 
Hochbehälter Grebenhain und 
Hauptleitung 

800.000,00 800.000,00 0,00 0,00 

53301.84285200-53301010006 - 
Hochbehälter Grebenhain und 
Hauptleitung 

500.000,00 0,00 500.000,00 0,00 

53301.84285200-53301010006 - 
Hochbehälter Grebenhain und 
Hauptleitung 

700.000,00 200.000,00 500.000,00 0,00 

54101.84285200-54101140001 - 
Straßenausbau Wünschen-Moos 750.000,00 50.000,00 200.000,00 500.000,00 
53301.84383300-5330199001 - 
nicht projektbezogene 
Investitionen Wasserversorgung 

18.000,00 18.000,00 0,00 0,00 

53301.84383300-5330199001 - 
nicht projektbezogene 
Investitionen Wasserversorgung 

17.000,00 17.000,00 0,00 0,00 

Gesamt 2.785.000,00 1.085.000,00 1.200.000,00 500.000,00 
 
h) Liquidität 
 
Der Zahlungsmittelbestand zum 31.12.2025 beträgt rd. 911.000 €. Dieser Betrag wird 
sich nach der vorliegenden Planung im Haushaltsjahr 2026 voraussichtlich um 
404.500 € vermindern. Der geplante Bestand an Zahlungsmitteln zum Ende des 
Haushaltsjahres 2026 beläuft sich somit auf 506.500 €.  
Die nach § 106 Abs. 1 HGO geforderte Liquiditätsreserve kann die Gemeinde 
Grebenhain dementsprechend planerisch vorhalten. 
 
Zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit wurde in der Haushaltssatzung 2026 ein 
Höchstbetrag für Liquiditätskredite in Höhe von 1.000.000 € festgesetzt. Die gesetzlich 
normierte Rückführungsfrist für Liquiditätskredite bis spätestens zum Ende des 
Haushaltsjahres ist zu beachten (§ 105 Abs. 1 Satz 3 HGO). 
 
i) Jahresabschlüsse 
 
Der Gemeindevorstand hat die Jahresabschlüsse bis einschließlich 2024 aufgestellt. 
Bisher wurden die Jahresabschlüsse bis einschließlich 2020 geprüft und die 
Entlastungen durch die Gemeindevertretung erteilt. Für die Abarbeitung der 
ungeprüften Jahresabschlüsse hat die Gemeinde Grebenhain einen verbindlichen 
Zeitplan vereinbart, der aktuell überschritten ist. 
 
IV. Allgemeines zur Haushaltssituation der Gemeinde Grebenhain  
 
Grundsteuer und Kommunaler Finanzausgleich: 
 
Die Grundsteuer wird zusammen mit den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer sowie der Gewerbesteuer für die Steuerkraftermittlung zur Berechnung 
der Schlüsselzuweisungen und Kreisumlagegrundlagen im Kommunalen 
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Finanzausgleich (KFA) herangezogen. Wie bei der Gewerbesteuer ist jedoch nicht das 
tatsächliche Steueraufkommen relevant; stattdessen kommen sogenannte 
Nivellierungshebesätze zur Anwendung. Die Nivellierungshebesätze sind im 
Hessischen Finanzausgleichsgesetz geregelt (Berechnung Planungsdaten 2026 vom 
17.11.2025 HMdF). 
 
Für kreisangehörige Gemeinden belaufen sie sich derzeit für die Grundsteuer A auf 
245 Prozent und für die Grundsteuer B auf 320 Prozent. Zuletzt wurden die 
Nivellierungshebesätze im Zuge des KFA 2016 auf Grundlage der gewichteten 
Landesdurchschnitte des ersten Halbjahres 2014 ermittelt. Im Rahmen der Evaluation 
des KFA wurde deutlich, dass die Kommunen mittlerweile ihre Hebesätze im Vergleich 
zu 2014 deutlich erhöht haben und eine Anpassung (d. h. Erhöhung) der 
Nivellierungshebesätze auf aktuelle Werte angezeigt ist. 
 
Die Grundsteuerreform wirkt sich so auch auf die Festsetzungen im Rahmen des KFA 
aus. Folgten die Kommunen den Hebesatzempfehlungen und blieben die 
Nivellierungshebesätze unverändert, so wären Kommunen mit gestiegenen 
Grundsteuermessbeträgen infolge der Reform rechnerisch steuerstärker und erhielten 
entsprechend weniger Schlüsselzuweisungen; zudem müssten sie – bei 
unveränderten Kreisumlagesätzen – höhere Kreisumlagen auf Einnahmen zahlen, die 
tatsächlich gar nicht vorhanden sind. Kommunen mit gesunkenen 
Steuermessbeträgen wären dagegen rechnerisch steuerschwächer und damit bei den 
Schlüsselzuweisungen und der Kreisumlage bessergestellt. Durch die fachlich 
gebotene Aktualisierung der Nivellierungshebesätze auf den aktuellen 
Landesdurchschnitt würde sich dieser Effekt noch weiter verstärken.  
 
So wäre die Grundsteuerreform zwar für die Bürger, bezogen auf die jeweilige 
Kommune, aufkommensneutral, die Kommunen selbst müssten aber Veränderungen 
bei ihrer Finanzausstattung durch möglicherweise geringere Schlüsselzuweisungen 
und höhere Kreisumlagen hinnehmen. 
 
Die Steuersätze sind das Mittel, das die Kommunen nach Gesetzen des Landes im 
Zweifel nutzen müssen, wenn Bund und Land ihnen zusätzliche Aufgaben ohne vollen 
Kostenausgleich übertragen/zuweisen. So war es bei der U3-Kinderbetreuung und so 
befürchten wir es für den Rechtsanspruch auf Schulkindbetreuung. Wenn das Land die 
Städte, Gemeinden, Kreise und Kommunalverbände finanziell angemessen ausstattet, 
brauchen die Kommunen 2026 auch keine zusätzlichen Grundsteuereinnahmen. Die 
Landesregierung hat es auch 2026 maßgeblich selbst in der Hand. Auf kommunaler 
Seite ist klar: Aus Spaß erhöht keine Gemeindevertretung die Grundsteuer!  
 
Entwicklung Hebesätze der Realsteuern der Gemeinde Grebenhain: 
 
Bezeichnung/Jahr 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 
Hebesatz Grundsteuer A 359 359 359 359 359 359 650 650 550 470 
Hebesatz Grundsteuer B 359 359 359 359 359 359 650 650 550 470 
Hebesatz Gewerbesteuer 380 380 380 380 380 380 380 380 380 380 
 
Den Kommunen steht es grundsätzlich frei, welche Konsolidierungsmaßnahmen sie 
auf der Ertrags- oder Aufwandsseite zur Erreichung eines ausgeglichenen Haushaltes 
wählen. Ggfs. sind neben der Anpassung der Grundsteuerhebesätze weitere 
Maßnahmen erforderlich, um die Einhaltung des Abbaupfades sicherzustellen und 
damit die Genehmigung des Haushaltes zu ermöglichen. 
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Die Erträge 
 
Top 10 der Erträge des Ergebnishaushalts (ohne ILV) 

Produktsachkonto Bezeichnung Betrag Anteil an den 
Gesamterträgen 

61101.55000000 Steuern - Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 3.002.900,00 EUR 19,30 % 
61103.54010100 Allgemeine Zuweisungen - Schlüsselzuweisungen 2.268.800,00 EUR 14,58 % 
61101.55530000 Steuern - Gewerbesteuer 1.710.900,00 EUR 11,00 % 
61101.55520000 Steuern - Grundsteuer B 1.336.500,00 EUR 8,59 % 
53801.51100000 Abwasserbeseitigung - öffentlich-rechtliche 

Benutzungsgebühren 1.050.000,00 EUR 6,75 % 

53301.51100007 Wasserversorgung - öffentlich-rechtliche 
Benutzungsgebühren 7 % 816.000,00 EUR 5,24 % 

36503.54210000 Kindertagesstätten, Kindergärten, Spiel- und Lernstuben - 
Zuweisungen für laufende Zwecke vom Land 640.000,00 EUR 4,11 % 

53701.50900000 Abfallwirtschaft - sonstige Umsatzerlöse 450.000,00 EUR 2,89 % 
53801.51100200 Abwasserbeseitigung - öffentlich-rechtliche 

Benutzungsgebühren - Niederschlagswasser 403.000,00 EUR 2,59 % 
61101.55040000 Steuern - Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 301.900,00 EUR 1,94 % 

 Gesamt Erträge Top 10 11.980.000,00 EUR 77,00 % 

 Gesamt Erträge Ergebnishaushalt 15.558.100,00 EUR 100,00 % 
 
Top 10 der Mehrerträge gegenüber dem Vorjahresansatz (ohne ILV) 

Produktsachkonto Bezeichnung Ansatz 2025 Ansatz 2026 Mehrertrag Anteil an den 
Gesamtmehrerträgen 

61101.55530000 Steuern - Gewerbesteuer 1.242.000,00 
EUR 

1.710.900,00 
EUR 

468.900,00 
EUR 20,32 % 

53701.50900000 Abfallwirtschaft - sonstige Umsatzerlöse 0,00 EUR 450.000,00 
EUR 

450.000,00 
EUR 19,50 % 

55501.53901900 Gemeindewald - Erträge aus der Abwicklung 
von Baumaßnahmen 19 % 0,00 EUR 200.000,00 

EUR 
200.000,00 

EUR 8,67 % 

55502.54108000 Landwirtschaft - sonstige Zuweisungen von 
privaten Unternehmen 98.700,00 EUR 263.700,00 

EUR 
165.000,00 

EUR 7,15 % 

36503.54210000 
Kindertagesstätten, Kindergärten, Spiel- und 
Lernstuben - Zuweisungen für laufende 
Zwecke vom Land 

525.000,00 
EUR 

640.000,00 
EUR 

115.000,00 
EUR 4,98 % 

61101.54103000 Steuern - sonstige Zuweisungen des 
Landes 0,00 EUR 112.400,00 

EUR 
112.400,00 

EUR 4,87 % 
61101.55911000 Steuern - Fremdenverkehrsabgaben 0,00 EUR 92.000,00 EUR 92.000,00 EUR 3,99 % 
61101.55000000 Steuern - Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer 
2.911.100,00 

EUR 
3.002.900,00 

EUR 91.800,00 EUR 3,98 % 

36503.54220000 
Kindertagesstätten, Kindergärten, Spiel- und 
Lernstuben - Zuweisungen für laufende 
Zwecke von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden 

67.000,00 EUR 150.000,00 
EUR 83.000,00 EUR 3,60 % 

61101.55520000 Steuern - Grundsteuer B 1.262.500,00 
EUR 

1.336.500,00 
EUR 74.000,00 EUR 3,21 % 

 Gesamt Mehrerträge Top 10   1.852.100,00 
EUR 80,26 % 

 Gesamt Mehrerträge Ergebnishaushalt   2.307.500,00 
EUR 100,00 % 
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Top 10 der Mindererträge gegenüber dem Vorjahresansatz (ohne ILV) 

Produktsachkonto Bezeichnung Ansatz 2025 Ansatz 2026 Minderertrag Anteil an den 
Gesamtmindererträgen 

53701.53099000 Abfallwirtschaft - andere sonstige 
Nebenerlöse 

360.000,00 
EUR 0,00 EUR 360.000,00 

EUR 29,15 % 

55501.50010019 Gemeindewald - Umsatzerlöse aus dem 
Verkauf von Vorräten, außer Handelswaren 

350.000,00 
EUR 

155.000,00 
EUR 

195.000,00 
EUR 15,79 % 

61101.55510000 Steuern - Grundsteuer A 262.000,00 
EUR 

109.000,00 
EUR 

153.000,00 
EUR 12,39 % 

57501.55911000 Tourismus - Fremdenverkehrsabgaben 92.200,00 EUR 0,00 EUR 92.200,00 EUR 7,46 % 
61103.54010100 Allgemeine Zuweisungen - 

Schlüsselzuweisungen 
2.341.000,00 

EUR 
2.268.800,00 

EUR 72.200,00 EUR 5,85 % 

57501.53300000 Tourismus - Erträge aus 
Schadensersatzleistungen 50.000,00 EUR 0,00 EUR 50.000,00 EUR 4,05 % 

12212.51000000 Kraftfahrzeugzulassung - öffentlich-
rechtliche Verwaltungsgebühren 42.000,00 EUR 0,00 EUR 42.000,00 EUR 3,40 % 

61201.53099000 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft - 
andere sonstige Nebenerlöse 40.500,00 EUR 0,00 EUR 40.500,00 EUR 3,28 % 

42401.54820019 
Kommunale Sportstätten und Bäder - 
Kostenerstattungen von Gemeinden (GV) 
19 % 

90.000,00 EUR 60.000,00 EUR 30.000,00 EUR 2,43 % 

12213.54820000 
Verkehrslenkung, -sicherung und -
überwachung - Kostenerstattungen von 
Gemeinden (GV) 

29.200,00 EUR 5.800,00 EUR 23.400,00 EUR 1,89 % 

 Gesamt Mindererträge Top 10   1.058.300,00 
EUR 85,69 % 

 Gesamt Mindererträge Ergebnishaushalt   1.235.100,00 
EUR 100,00 % 

 

Die ordentlichen Erträge summiert 

Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
50 - Privatrechtliche 
Leistungsentgelte 911.295,10 426.700  683.900  503.900  503.900  503.900  
51 - Öffentlich-rechtliche 
Leistungsentgelte 2.559.771,10 2.830.100  2.859.900  2.859.500  2.859.000  2.858.500  
52 - Bestandsveränderungen / 
aktivierte Eigenleistungen 113.578,72 0  0  0  0  0  
53 - Sonstige betriebliche Erträge 562.580,65 894.300  647.000  547.000  547.000  547.000  
54 - Erträge aus Zuweisungen, 
Zuschüssen und 
Kostenerstattungen und Erträge 
aus der Auflösung von 
Sonderposten 

4.200.294,68 4.146.600  4.637.600  4.387.000  4.379.600  4.468.200  

55 - Steuern und steuerähnliche 
Erträge einschließlich Erträge aus 
gesetzlichen Umlagen 

5.559.590,24 6.152.700  6.661.200  6.996.400  7.332.600  7.871.700  

Gesamt 13.907.110,49 14.450.400  15.489.600  15.293.800  15.622.100  16.249.300  
 
Die wesentlichen ordentlichen Erträge detailliert 
 

- Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte (Kontenklasse 51) 
 
Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

51000000 - öffentlich-rechtliche 
Verwaltungsgebühren 108.819,53 106.500  68.000  68.000  68.000  68.000  
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Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
51000007 - öffentlich-rechtliche 
Verwaltungsgebühren 7 % 175,00 100  100  100  100  100  
51100000 - öffentlich-rechtliche 
Benutzungsgebühren 958.385,88 1.058.300  1.080.700  1.080.700  1.080.700  1.080.700  
51100007 - öffentlich-rechtliche 
Benutzungsgebühren 7% 693.034,21 808.200  858.600  858.600  858.600  858.600  
51100019 - öffentlich-rechtliche 
Benutzungsgebühren 19 % 15.817,45 14.800  22.000  22.000  22.000  22.000  
51100100 - 
Kindergartenbenutzungsgebühren 
Grebenhain 

54.527,75 70.000  70.000  70.000  70.000  70.000  
51100110 - Benutzungsgebühren 
(manuelle Sollstellung) 292,90 600  1.300  1.300  1.200  1.200  
51100200 - öffentlich-rechtliche 
Benutzungsgebühren - 
Niederschlagswasser 

386.395,40 402.000  403.000  403.000  403.000  403.000  
51100400 - 
Kindergartenbenutzungsgebühren 
Crainfeld 

14.580,50 20.000  10.000  10.000  10.000  10.000  

51101000 - Nutzungsgebühren 16.840,00 16.600  17.200  16.800  16.400  15.900  
51101100 - Betreuungsgebühren 
Schulkinder 19.429,00 25.000  21.000  21.000  21.000  21.000  
51103000 - Benutzungsgebühren 
für Leichenhalle und deren 
Einrichtungen 

8.730,00 8.000  8.000  8.000  8.000  8.000  
51500000 - Erträge aus 
Bußgeldern und Verwarnungen 282.743,48 300.000  300.000  300.000  300.000  300.000  
Gesamt 2.559.771,10 2.830.100  2.859.900  2.859.500  2.859.000  2.858.500  
 
Ab dem 1. August 2018 sind alle Kinder, die im Alter vom vollendeten 3. Lebensjahr 
bis zum Schuleintritt den „Kindergarten“ besuchen, für 6 Stunden täglich von dem 
Kosten- und Teilnahmebeitrag freigestellt worden. Die Kommunen erhalten dafür eine 
Ausgleichszahlung für die Einnahmeausfälle bei den Elternbeiträgen. Dieser beträgt ab 
2022 rund 141,00 € pro Monat für eine sechsstündige Freistellung.  
 

- Steuern und steuerähnliche Erträge (Kontenklasse 55) 
 
Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

5500 - Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer 2.763.699,58 2.911.100  3.002.900  3.145.900  3.280.400  3.454.400  
5504 - Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer 239.567,86 282.900  301.900  372.000  410.300  358.800  
5551 - Grundsteuer A 145.331,36 262.000  109.000  109.000  109.000  109.000  
5552 - Grundsteuer B 915.623,59 1.262.500  1.336.500  1.356.500  1.376.900  1.397.500  
5553 - Gewerbesteuer 1.302.305,67 1.242.000  1.710.900  1.813.000  1.956.000  2.352.000  
5559 - Andere Steuern 100.140,54 100.000  108.000  108.000  108.000  108.000  
5591 - Steuerähnliche Abgaben 
(nicht zweckgebunden) 92.921,64 92.200  92.000  92.000  92.000  92.000  
Gesamt 5.559.590,24 6.152.700  6.661.200  6.996.400  7.332.600  7.871.700  
 
Der Planansatz beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer – immerhin die 
größte gemeindliche Ertragsquelle – wird nach dem derzeitigen Planungsstand für das 
Haushaltsjahr 2026 erhöht und somit an die Orientierungsdaten und die Auswirkungen 
aus der Herbststeuerschätzung angepasst.  
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Bei der Gewerbesteuer wurde der Ansatz im Jahr 2026 gegenüber dem geplanten 
Ansatz 2025 nach oben angepasst. 
 
Die über den Nivellierungssätzen verbleibenden Erträge aus Steuern bedeuten freies 
Geld für die Gemeinde Grebenhain.  
 
Gewerbesteuer netto: 
 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Gewerbesteuer brutto 1.302.305,67 1.242.000,00  1.710.900,00  1.813.000,00  1.956.000,00  2.352.000,00  
abzüglich Gewerbesteuerumlage 118.094,33 114.400,00  157.600,00  167.000,00  180.200,00  216.700,00  
Gewerbesteuer netto 1.184.211,34 1.127.600,00  1.553.300,00  1.646.000,00  1.775.800,00  2.135.300,00  
Anteil der Umlage in % 9,07 9,21  9,21  9,21  9,21  9,21  
 

- Zuweisungen u. Zuschüsse für laufende Zwecke u. Umlagen (Kontenklassen 540-543) 
 
Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

54010100 - Schlüsselzuweisungen 2.027.832,00 2.341.000  2.268.800  2.314.200  2.325.800  2.453.700  
54103000 - sonstige Zuweisungen 
des Landes 0,00 0  112.400  0  0  0  
54105000 - sonstige Zuweisungen 
von Zweckverbänden und dgl. 416,00 0  0  0  0  0  
54108000 - sonstige Zuweisungen 
von privaten Unternehmen 108.750,00 98.700  263.700  173.500  173.500  173.500  
54210000 - Zuweisungen für 
laufende Zwecke vom Land 900.047,46 655.800  778.400  776.400  776.400  776.400  
54210100 - Zuweisungen für 
laufende Zwecke vom Land Pakt 
für den Nachmittag 

27.239,64 35.000  30.000  30.000  30.000  30.000  
54220000 - Zuweisungen für 
laufende Zwecke von Gemeinden 
und Gemeindeverbänden 

129.856,07 77.000  165.000  110.000  110.000  110.000  
54309800 - Schuldendiensthilfe 
Land für KIP 819,20 700  700  600  600  600  
Gesamt 3.194.960,37 3.208.200  3.619.000  3.404.700  3.416.300  3.544.200  
 
Bei den Schlüsselzuweisungen auf der Ertragsseite erhält die Gemeinde rd. 72.200 
€ weniger als im Jahr 2025.  
 

- Sonstige ordentliche Erträge (Kontenklasse 53) 
 
Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

5300 - Nebenerlöse aus 
Vermietung und Verpachtung 182.674,15 199.900  183.600  183.600  183.600  183.600  
5301 - Erlöse aus Kantinenbetrieb 69.890,94 92.700  82.400  82.400  82.400  82.400  
5302 - Nebenerlöse aus der 
Abgabe von Energien und Abfällen 16.124,98 18.500  16.200  16.200  16.200  16.200  
5309 - Sonstige Nebenerlöse 163.900,07 530.400  164.100  164.100  164.100  164.100  
5330 - Erträge aus 
Schadensersatzleistungen 125.777,11 50.000  0  0  0  0  
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Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
5380 - Erträge aus der 
Herabsetzung und Auflösung von 
Rückstellungen (außer 

2.890,60 0  0  0  0  0  
5390 - Erträge aus der Abwicklung 
von Baumaßnahmen 0,00 0  200.000  100.000  100.000  100.000  
5392 - Erträge aus der 
Eigenbeteiligung für 
Wahlleistungen gemäß § 6 a 
HBeihVO 

226,80 0  0  0  0  0  

5399 - Andere sonstige 
betriebliche Erträge 1.096,00 2.800  700  700  700  700  
Gesamt 562.580,65 894.300  647.000  547.000  547.000  547.000  
 
Die Nebenerlöse aus Vermietung und Verpachtung sind mit rd. 184.000 € geplant, 
sowie gewerbliche Mieten mit rd. 82.400 €. Die Ansätze in den Folgejahren hätten sich 
um die Vermietung aus der künftigen Nutzung des „Berliner Ferienlagers“ erhöhen 
können. 
 
Die Gemeinde und deren politisch Verantwortliche sind gehalten, alle Möglichkeiten 
zur nachhaltigen Haushaltskonsolidierung zu ergreifen. Davon haben die politisch 
Verantwortlichen der Gemeinde Grebenhain in den vergangenen Jahren Gebrauch 
gemacht.  
 
Für das laufende Haushaltsjahr wurden wieder umfangreiche Prüfungen aller 
Ergebniskonten vorgenommen. Die in der Planaufstellung bereits berücksichtigten 
Einsparungen reichen aus, um den Finanzmittelbedarf zur Finanzierung der 
Schuldentilgung zu decken.  
Der finanzielle Spielraum der Gemeinde Grebenhain ist im Jahr 2026 äußerst 
eingeengt. Es müssen daher auch weiterhin sämtliche Anstrengungen unternommen 
werden, um weitere Einsparpotenziale zu finden und zu nutzen. 
 
Gründe für die defizitäre Entwicklung werden aber auch auf der Seite der 
Aufwendungen zu suchen sein. Einerseits werden hier gesetzliche Vorgaben zu 
erfüllen sein, auf deren Aufwand wenig Einfluss genommen werden kann (Beispiele 
wie Abschreibungen, Rückstellungen, Kreis- und Schulumlagen). Andererseits sind 
aber auch die kostenrechnenden Einrichtungen wie Brandschutz, Wasser, Abwasser, 
Kindergärten, Friedhöfe, Dorfgemeinschaftshäuser und der sonstigen Einrichtungen 
sowie die „freiwilligen Leistungen“ (Vereinsförderungen, sonstige Zuschüsse) der 
Gemeinde stets ins Auge zu fassen.  
 
Im Bereich der Investitionen gilt es den Spagat zwischen der Umsetzung erforderlicher 
Investitionen in die Infrastruktur der Gemeinde einerseits und den damit verbundenen 
Abschreibungen, welche den Ergebnishaushalt belasten, andererseits zu schaffen. 
Die Gemeinde Grebenhain ist, wie man an der Planung für 2026 erkennen kann, in der 
Lage, ausgeglichene Haushalte vorzulegen. 
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Die Aufwendungen 
 

Top 10 der Aufwendungen des Ergebnishaushalts (ohne ILV) 

 

Produktsachkonto Bezeichnung Betrag Anteil an den 
Gesamtaufwendungen 

61105.73541000 Abgeführte Umlagen - Kreisumlage 2.863.300,00 EUR 19,17 % 
61105.73542000 Abgeführte Umlagen - Schulumlage 1.504.200,00 EUR 10,07 % 

36503.62010000 
Kindertagesstätten, Kindergärten, Spiel- und Lernstuben 
- Entgelte für geleistete Arbeitszeit (einschl. tariflicher, 
vertraglicher oder arbeitsbedingter Zulagen) 

1.383.500,00 EUR 9,26 % 

11114.62010000 Bauhof - Entgelte für geleistete Arbeitszeit (einschl. 
tariflicher, vertraglicher oder arbeitsbedingter Zulagen) 803.700,00 EUR 5,38 % 

53801.61610100 Abwasserbeseitigung - Instandhaltung Kanalisation - 
EKVO-Maßnahmen 400.000,00 EUR 2,68 % 

53801.66200000 
Abwasserbeseitigung - Abschreibungen auf Gebäude 
und Gebäudeeinrichtungen, Sachanlagen im 
Gemeingebrauch und Infrastrukturvermögen 

395.400,00 EUR 2,65 % 

36503.64010000 
Kindertagesstätten, Kindergärten, Spiel- und Lernstuben 
- Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung 
Entgeltbereich Sonstige personalbezogene Zahlungen 
an Sozialversicherungsträger 

302.600,00 EUR 2,03 % 

11101.62010000 
Innere Verwaltungsangelegenheiten - Entgelte für 
geleistete Arbeitszeit (einschl. tariflicher, vertraglicher 
oder arbeitsbedingter Zulagen) 

226.600,00 EUR 1,52 % 

11114.64010000 
Bauhof - Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung 
Entgeltbereich Sonstige personalbezogene Zahlungen 
an Sozialversicherungsträger 

177.900,00 EUR 1,19 % 

61101.73801000 Steuern - Gewerbesteuerumlage 157.600,00 EUR 1,06 % 
 Gesamt Aufwendungen Top 10 8.214.800,00 EUR 55,00 % 

 Gesamt Aufwendungen Ergebnishaushalt 14.937.100,00 EUR 100,00 % 

 

Top 10 der Mehraufwendungen gegenüber dem Vorjahresansatz (ohne ILV) 

Produktsachkonto Bezeichnung Ansatz 2025 Ansatz 2026 Mehraufwendungen Anteil an den 
Gesamtmehraufwendungen 

61105.73541000 Abgeführte Umlagen - Kreisumlage 2.612.900,00 
EUR 

2.863.300,00 
EUR 250.400,00 EUR 13,49 % 

53801.61610100 Abwasserbeseitigung - Instandhaltung 
Kanalisation - EKVO-Maßnahmen 

200.000,00 
EUR 

400.000,00 
EUR 200.000,00 EUR 10,78 % 

36503.62010000 
Kindertagesstätten, Kindergärten, Spiel- 
und Lernstuben - Entgelte für geleistete 
Arbeitszeit (einschl. tariflicher, 
vertraglicher oder arbeitsbedingter 
Zulagen) 

1.208.900,00 
EUR 

1.383.500,00 
EUR 174.600,00 EUR 9,41 % 

61105.73542000 Abgeführte Umlagen - Schulumlage 1.372.700,00 
EUR 

1.504.200,00 
EUR 131.500,00 EUR 7,09 % 

42402.61390000 Freibad - sonstige weitere 
Fremdleistungen 1.500,00 EUR 95.000,00 

EUR 93.500,00 EUR 5,04 % 

36503.64010000 
Kindertagesstätten, Kindergärten, Spiel- 
und Lernstuben - Arbeitgeberanteil zur 
Sozialversicherung Entgeltbereich 
Sonstige personalbezogene Zahlungen 
an Sozialversicherungsträger 

258.200,00 
EUR 

302.600,00 
EUR 44.400,00 EUR 2,39 % 

61101.73801000 Steuern - Gewerbesteuerumlage 114.400,00 
EUR 

157.600,00 
EUR 43.200,00 EUR 2,33 % 

12601.66430000 Brandschutz - Abschreibungen auf 
Fuhrpark 

35.000,00 
EUR 

73.900,00 
EUR 38.900,00 EUR 2,10 % 

55501.60000010 Gemeindewald - Pflanzen und 17.800,00 56.000,00 38.200,00 EUR 2,06 % 
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Produktsachkonto Bezeichnung Ansatz 2025 Ansatz 2026 Mehraufwendungen Anteil an den 
Gesamtmehraufwendungen 

Hilfsstoffe für Wiederaufforstung EUR EUR 

11101.62010000 
Innere Verwaltungsangelegenheiten - 
Entgelte für geleistete Arbeitszeit 
(einschl. tariflicher, vertraglicher oder 
arbeitsbedingter Zulagen) 

198.000,00 
EUR 

226.600,00 
EUR 28.600,00 EUR 1,54 % 

 Gesamt Mehraufwendungen Top 10   1.043.300,00 EUR 56,22 % 

 Gesamt Mehraufwendung 
Ergebnishaushalt   1.855.600,00 EUR 100,00 % 

 

Top 10 der Minderaufwendungen gegenüber dem Vorjahresansatz (ohne ILV) 

Produktsachkonto Bezeichnung Ansatz 2025 Ansatz 2026 Minderaufwendung Anteil an den 
Gesamtminderaufwendungen 

57501.61610000 
Tourismus - Instandhaltung der 
Gebäude und Außenanlagen 
(Bauunterhaltung) 

115.000,00 
EUR 

30.000,00 
EUR 85.000,00 EUR 6,60 % 

54101.61650000 
Gemeindestraßen - Instandhaltung von 
Sachanlagen im Gemeingebrauch, 
Infrastrukturvermögen 

180.000,00 
EUR 

100.000,00 
EUR 80.000,00 EUR 6,21 % 

53801.61710000 Abwasserbeseitigung - Aufwendungen 
für Fremdentsorgung 

200.000,00 
EUR 

130.000,00 
EUR 70.000,00 EUR 5,43 % 

53801.66200000 
Abwasserbeseitigung - Abschreibungen 
auf Gebäude und 
Gebäudeeinrichtungen, Sachanlagen 
im Gemeingebrauch und 
Infrastrukturvermögen 

450.000,00 
EUR 

395.400,00 
EUR 54.600,00 EUR 4,24 % 

53801.61610000 
Abwasserbeseitigung - Instandhaltung 
der Gebäude und Außenanlagen 
(Bauunterhaltung) 

52.000,00 
EUR 

1.000,00 
EUR 51.000,00 EUR 3,96 % 

51101.61200000 
Räumliche Planungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen - 
Entwicklungs-, Versuchs- und 
Konstruktionsarbeiten durch Dritte 

115.000,00 
EUR 

65.000,00 
EUR 50.000,00 EUR 3,88 % 

54101.66200000 
Gemeindestraßen - Abschreibungen 
auf Gebäude und 
Gebäudeeinrichtungen, Sachanlagen 
im Gemeingebrauch und 
Infrastrukturvermögen 

170.000,00 
EUR 

128.300,00 
EUR 41.700,00 EUR 3,24 % 

55501.62010000 
Gemeindewald - Entgelte für geleistete 
Arbeitszeit (einschl. tariflicher, 
vertraglicher oder arbeitsbedingter 
Zulagen) 

99.100,00 
EUR 

59.700,00 
EUR 39.400,00 EUR 3,06 % 

12213.71720000 
Verkehrslenkung, -sicherung und -
überwachung - sonstige Erstattungen 
an Gemeinden (GV) 

100.000,00 
EUR 

63.000,00 
EUR 37.000,00 EUR 2,87 % 

36301.71270000 
Sonstige Leistungen der Kinder-, 
Jugend- und Familienhilfe - Zuschüsse 
für laufende Zwecke an private 
Unternehmen 

150.000,00 
EUR 

115.000,00 
EUR 35.000,00 EUR 2,72 % 

 Gesamt Minderaufwendungen Top 
10   543.700,00 EUR 42,20 % 

 Gesamt Minderaufwendungen 
Ergebnisshaushalt   1.288.300,00 EUR 100,00 % 

 

Die ordentlichen Aufwendungen summiert 

Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
60 - Aufwendungen für Material, 
Energie und sonstige 
verwaltungswirtschaftliche 
Tätigkeit 

1.173.195,05 1.294.000  1.283.300  1.243.500  1.258.600  1.265.800  
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Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 
61 - Aufwendungen für bezogene 
Leistungen 2.237.137,13 2.062.500  2.048.800  1.988.100  1.870.300  1.874.100  
62 - Entgelte Arbeitnehmer 2.869.123,94 3.129.100  3.311.500  3.406.800  3.503.900  3.600.800  
63 - Bezüge Beamte 107.704,08 111.700  123.700  127.500  131.300  135.100  
64 - Soziale Abgaben und 
Aufwendungen für 
Altersversorgung und 
Unterstützung 

961.238,05 1.039.000  1.145.500  1.177.600  1.208.100  1.238.700  

65 - Sonstige 
Personalaufwendungen 58.518,08 61.100  70.100  69.300  73.500  69.800  
66 - Abschreibungen 1.058.793,64 1.175.300  1.113.400  1.069.100  1.033.600  987.500  
67 - Aufwendungen für die 
Inanspruchnahme von Rechten 
und Diensten 

250.271,20 260.300  266.000  254.100  255.300  254.100  
68 - Aufwendungen für 
Kommunikation, Dokumentation, 
Information, Reisen, Werbung 

102.573,38 129.300  132.300  114.900  117.300  117.300  
69 - Aufwendungen für Beiträge, 
Einstellungen in Sonderposten, 
Sonstiges sowie Wertkorrekturen 

185.017,04 160.300  182.400  182.300  182.300  174.300  

70 - Betriebliche Steuern 37.996,11 45.900  64.600  64.600  64.600  64.600  
71 - Aufwendungen für 
Zuweisungen, Zuschüsse und 
Kostenerstattungen sowie 
besondere Finanzaufwendungen 

397.009,34 516.500  361.600  329.900  330.000  330.000  

73 - Sonstige Steuern und 
steuerähnliche Aufwendungen 
einschließlich gesetzliche 
Umlageverpflichtungen 

4.125.342,62 4.230.400  4.676.100  4.665.800  4.680.600  4.721.400  

Gesamt 13.563.919,66 14.215.400  14.779.300  14.693.500  14.709.400  14.833.500  
 
Die wesentlichen ordentlichen Aufwendungen detailliert 
 

- Personalaufwendungen (Kontenklassen 62,63,640-643,647-649,65) 
 
Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

62 - Entgelte Arbeitnehmer 2.869.123,94 3.129.100  3.311.500  3.406.800  3.503.900  3.600.800  
63 - Bezüge Beamte 107.704,08 111.700  123.700  127.500  131.300  135.100  
64 - Soziale Abgaben und 
Aufwendungen für 
Altersversorgung und 
Unterstützung 

826.275,44 903.700  994.800  1.024.200  1.053.000  1.082.400  

65 - Sonstige 
Personalaufwendungen 58.518,08 61.100  70.100  69.300  73.500  69.800  
Gesamt 3.861.621,54 4.205.600  4.500.100  4.627.800  4.761.700  4.888.100  
 
Personalaufwendungen nach Produktbereichen 
 
Produkt/Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

1 - Zentrale Verwaltung 1.983.947,63 2.117.200  2.270.000  2.331.700  2.392.400  2.456.100  
2 - Schule und Kultur 7.059,43 9.100  7.400  7.400  7.600  7.600  
3 - Soziales und Jugend 1.489.217,94 1.595.000  1.825.000  1.879.500  1.940.100  1.990.600  
4 - Gesundheit und Sport 77.511,89 59.200  28.000  29.400  30.800  32.200  
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Produkt/Bezeichnung Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 

5 - Gestaltung der Umwelt 303.884,65 425.100  369.700  379.800  390.800  401.600  
Gesamt 3.861.621,54 4.205.600  4.500.100  4.627.800  4.761.700  4.888.100  
 
Bei den Personalaufwendungen sind die Tarifsteigerungen eingerechnet, ebenso 
enthalten ist die Auszahlung des Leistungsentgeltes. Die Kosten der Busbegleitung 
fallen ebenfalls unter den Personalkostenaufwand. Die geringfügig Beschäftigten und 
die personenbezogenen Versicherungen sind den Personalkosten zuzuordnen. 
 

- Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (Kontenklassen 60,61,67-69) 
 
Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

60 - Aufwendungen für Material, 
Energie und sonstige 
verwaltungswirtschaftliche 
Tätigkeit 

1.173.195,05 1.294.000  1.283.300  1.243.500  1.258.600  1.265.800  

61 - Aufwendungen für bezogene 
Leistungen 2.237.137,13 2.062.500  2.048.800  1.988.100  1.870.300  1.874.100  
67 - Aufwendungen für die 
Inanspruchnahme von Rechten 
und Diensten 

250.271,20 260.300  266.000  254.100  255.300  254.100  
68 - Aufwendungen für 
Kommunikation, Dokumentation, 
Information, Reisen, Werbung 

102.573,38 129.300  132.300  114.900  117.300  117.300  
69 - Aufwendungen für Beiträge, 
Einstellungen in Sonderposten, 
Sonstiges sowie Wertkorrekturen 

185.017,04 160.300  182.400  182.300  182.300  174.300  

Gesamt 3.948.193,80 3.906.400  3.912.800  3.782.900  3.683.800  3.685.600  
 

- Steueraufwendungen und Umlageverpflichtungen (Kontenklasse 73) 
 
Ertrags- und Aufwandsart Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

73541000 - Kreisumlage 2.539.736,00 2.612.900  2.863.300  2.863.300  2.863.300  2.863.300  
73542000 - Schulumlage 1.341.338,00 1.372.700  1.504.200  1.504.200  1.504.200  1.504.200  
73631000 - Abwasserabgabe 52.787,10 62.000  75.000  55.000  55.000  55.000  
73801000 - 
Gewerbesteuerumlage 118.094,33 114.400  157.600  167.000  180.200  216.700  
73804000 - Heimatumlage 73.387,19 68.400  76.000  76.300  77.900  82.200  
Gesamt 4.125.342,62 4.230.400  4.676.100  4.665.800  4.680.600  4.721.400  
 
Starke Heimat Hessen 
 
Von den Gemeinden wird eine Heimatumlage erhoben.  
 
Die Heimatumlage hat einen Vervielfältiger von 21,75 Prozent. Die Heimatumlage 
belastet die Gemeinde Grebenhain zugunsten der kommunalen Familie im 
Haushaltsjahr 2026 voraussichtlich mit 76.000 € (Kto. 61101.73804000) und in den 
Folgejahren aufgrund der Orientierungsdaten. 
 
Die von den Gemeinden abgeführte Heimatumlage fließt der Finanzausgleichsmasse 
zu und wird über Schlüsselzuweisungen, Besondere Finanzzuweisungen und 
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Investitionszuwendungen an die Gemeinden und Landkreise verteilt.  
 
Nachhaltige Haushaltswirtschaft, Rücklagenbildung 
 
Die Verpflichtung zu einer vorausschauenden und nachhaltigen Haushaltswirtschaft 
(§§ 10 Satz 1, 92 Abs. 1 Satz 1 HGO) erfordert es, für den Fall konjunktureller 
Eintrübungen Vorsorge zu treffen. In Anbetracht der nach wie vor günstigen 
finanziellen Rahmenbedingungen sollten daher Haushaltsüberschüsse zur 
Aufstockung der Ergebnisrücklage genutzt werden, um zusätzlich zum Liquiditätspuffer 
auch auf der Ergebnisebene unplanmäßige Ereignisse abmildern zu können. Dies gilt 
in besonderem Maße für Städte und Gemeinden, die von erheblich schwankenden 
Gewerbesteuereinnahmen betroffen sind oder waren. Die empfohlene 
Rücklagenbildung hilft im Ereignisfall Steuererhöhungen oder Kürzungen der 
Aufwandsseite (insbesondere bei den freiwilligen Leistungen) zu vermeiden. Im 
Übrigen sind Haushaltsüberschüsse in Form von Liquidität im Rahmen der 
Kreditgenehmigungsprüfung zu berücksichtigen, da die Kreditaufnahme der 
Eigenfinanzierung nach § 93 Abs. 3 HGO nachrangig ist.  
 
Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 2026 – 2029 
 
Bei der Aufstellung Fortschreibung der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 
sollen nach § 9 Abs. 3 GemHVO die nach § 101 Abs. 2 der Hessischen 
Gemeindeordnung bekannt gegebenen Orientierungsdaten unter Beachtung der 
örtlichen Gegebenheiten berücksichtigt werden. Diese Soll-Vorschrift bindet die 
Gemeinde im Regelfall; nur in besonderen und besonders zu begründenden 
Ausnahmefällen sind Abweichungen rechtlich überhaupt zulässig. Besondere örtliche 
Gegebenheiten sind also zu berücksichtigen (z. B. die Gewerbesteuer). Ansonsten 
besteht eine Bindung an die Orientierungsdaten.  
 
Nach der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung werden für die Haushaltsjahre 
2026 bis 2029 jeweils Überschüsse im ordentlichen Ergebnis sowie ausgeglichene 
Finanzhaushalte im Sinne des § 92 Abs. 5 Nr. 2 HGO (frei Spitze) geplant. 
 
Rücklagen/Rückstellungen/Gebührenausgleichsrücklagen 
 
Nach § 23 GemHVO sind neben den Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen 
bzw. außerordentlichen Ergebnisses weitere Rücklagen zulässig, insbesondere für 
Einrichtungen, die in der Regel oder überwiegend aus Entgelten finanziert werden.  
 
Bei der Haushaltsplanaufstellung taucht regelmäßig die Frage auf, wie die Darstellung 
der Veränderung einer Gebührenausgleichsrücklage zu erfolgen hat, da dies auch 
häufig zu politischen Diskussionen (Gebührensenkung) führt. Das Hessische 
Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz hat dazu betont, dass die 
Rücklagenzuführung auch bei einer insgesamt defizitären Haushaltslage möglich sei, 
sofern es sich dabei um zweckgebundene Entgelte (z. B. Gebühren) handelt. Weitere 
Rücklagen sind zulässig, insbesondere Rücklagen für Einrichtungen bzw. 
Teilhaushalte, die in der Regel überwiegend aus Entgelten bzw. zahlungswirksamen 
Erträgen finanziert werden (z. B. Gebührenausgleichsrücklage, Forstrücklage).  
 
Die eigentliche Rücklagenverwendung wird nicht im Haushaltsplan dargestellt. Diese 
ist erst bei Erstellung des Jahresabschlusses anzugeben, so wie erstmals geschehen 
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im Jahresabschluss 2013. Dazu folgende Ausführungen: 
Nach § 41 Abs. 7 GemHVO ist der Überschuss, der aus der KAG-Berechnung der 
Benutzungsgebühren kommt, in der Schlussbilanz des Haushaltsjahres auf der 
Passivseite als Sonderposten für den Gebührenausgleich anzusetzen (keine 
Rückstellung!). Dies bedeutet, dass im Falle der Gebührenausgleichsrücklage das 
KAG gegenüber dem Haushaltsrecht vorgeht. 
Das KAG spricht von der Bildung von Gebührenausgleichsrücklagen. Die nach KAG-
Berechnungen sich ergebenden Gebührenausgleichsrücklagen (jeweils getrennt nach 
dem Gebührenzweck) sind doppisch jeweils als separater Sonderposten für den 
Gebührenausgleich anzusetzen.  
Der Sonderposten nach § 41 Abs. 7 GemHVO ist damit nur zu bilden, wenn die 
Erträge aus Gebühren den anhand der in § 10 Abs. 2 KAG genannten Kosten 
einschließlich der auszugleichenden Gebührenüber- oder –unterdeckungen ermittelten 
Gebührenbedarf des Haushaltsjahres übersteigen. 
Ein sich ergebender Überschuss im kostenrechnenden Teilhaushalt der Gemeinde ist 
ein haushaltsrechtlicher Überschuss, nicht jedoch ein nach KAG-Berechnungen 
ergebender Überschuss. In der Regel bedeutet dies, dass die jeweiligen 
Teilergebnisse im Haushalt bzw. Jahresabschluss nicht deckungsgleich mit den 
Berechnungsgrundlagen des KAG sind. 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist also durch eine Nachkalkulation der 
Gebühren für Wasser und Abwasser (nach KAG) festzustellen, ob eine Über- oder 
Unterdeckung vorliegt. Die anderen Gebührenhaushalte sind nicht relevant, da diese 
weit unter einer Kostendeckung liegen und werden daher nicht geprüft (aktuelle 
Ausführungen zur Änderung der neuen GemHVO).  
 
Das damalige HMdIuS hat durch Erlass vom 02.08.2010 die Behandlung der nach der 
letzten „kameralen“ Jahresrechnung vorhandenen Allgemeinen Rücklage folgendes 
festgelegt: 
 
Nach § 22 Abs. 3 GemHVO-1974 durften Mittel der Allgemeinen Rücklage zum 
Ausgleich des Verwaltungshaushalts verwendet werden, wenn die in dieser Vorschrift 
genannten Voraussetzungen erfüllt waren. In den §§ 24 und 25 GemHVO ist 
vorgesehen, dass Mittel der nach § 23 Abs. 1 S. 1 GemHVO zu bildenden Rücklagen 
zum Ausgleich des Ergebnishaushalts und zum Ausgleich von Fehlbeträgen 
verwendet werden dürfen, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
Die vorhandenen Mittel der Allgemeinen (kameralen) Rücklage dürfen deshalb in der 
Eröffnungsbilanz und in den Folgebilanzen auf der Passivseite unter der Position 
1.2.1-Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses“, auf der Aktivseite 
entsprechend der tatsächlichen Anlageart im Anlagevermögen unter der Position 1.3-
Finanzanalgen“ oder im Umlaufvermögen unter der Position 2.4-Flüssige Mittel“ 
ausgewiesen und auch wie in §§ 24 und 25 GemHVO geregelt verwendet werden. 
 
Produktziele und Kennzahlen 
 
In den Teilhaushalten sollen gemäß § 4 Abs. 2 der GemHVO Leistungsziele und 
Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung angegeben werden. Gemäß § 10 Abs. 3 
GemHVO sollen produktorientierte Ziele unter Berücksichtigung des einsetzbaren 
Ressourcenaufkommens und des Ressourcenverbrauchs sowie Kennzahlen zur 
Zielerreichung bestimmt werden. Die Ziele und Kennzahlen bilden die Grundlage für 
die Erfolgskontrolle und Steuerung der Haushaltswirtschaft. Produktziele sind in der 
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dem Haushalt beigefügten Produktübersicht definiert. Es ist Aufgabe der politischen 
Entscheidungsträger die Produktziele festzulegen. 
 
Kennzahlen 
 
Kernfinanzierungsmasse 

In der nachfolgenden Tabelle werden die Einzelwerte der an der Kernfinanzierungsmasse 

beteiligten Ertragsarten benannt. Ferner wird der prozentuale Anteil der 

Kernfinanzierungsmasse an der Summe der Erträge abgebildet. Die Kernfinanzierungsmasse 

ist die Summe aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben sowie Schlüsselzuweisungen.  

Innerhalb der Kernfinanzierungsmasse sollte der Anteil der Real- und Gemeinschaftssteuern 

am Kernertrag des Haushaltes hoch und der aus Schlüsselzuweisungen niedrig sein, weil 

ansonsten eine hohe Abhängigkeit von Mitteln aus dem Finanzausgleich besteht. 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Grundsteuer A (EUR) 5551 145.331,36 262.000,00 109.000,00 109.000,00 109.000,00 109.000,00 
Grundsteuer B (EUR) 5552 915.623,59 1.262.500,00 1.336.500,00 1.356.500,00 1.376.900,00 1.397.500,00 
Gewerbesteuer (EUR) 5553 1.302.305,67 1.242.000,00 1.710.900,00 1.813.000,00 1.956.000,00 2.352.000,00 
Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer (EUR) 5500 2.763.699,58 2.911.100,00 3.002.900,00 3.145.900,00 3.280.400,00 3.454.400,00 
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
(EUR) 5504 239.567,86 282.900,00 301.900,00 372.000,00 410.300,00 358.800,00 
Andere Steuern (EUR) 5559 100.140,54 100.000,00 108.000,00 108.000,00 108.000,00 108.000,00 
Schlüsselzuweisungen vom Land 
(EUR) 540101 2.027.832,00 2.341.000,00 2.268.800,00 2.314.200,00 2.325.800,00 2.453.700,00 
Zuweisungen für lfd. Zwecke vom 
Land (EUR) 5421,!540101 927.287,10 690.800,00 808.400,00 806.400,00 806.400,00 806.400,00 
Benutzungsgebühren (EUR) 511 2.168.033,09 2.423.500,00 2.491.800,00 2.491.400,00 2.490.900,00 2.490.400,00 
Mieten und Pachten (EUR) 5003 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
Summe Kernfinanzierung (EUR)  10.589.820,79 11.515.800,00 12.138.200,00 12.516.400,00 12.863.700,00 13.530.200,00 
Summe Erträge (EUR) 5 14.007.047,52 14.485.700,00 15.558.100,00 15.337.300,00 15.665.600,00 16.292.800,00 
Anteil Kernfinanzierung (%)  75,60 79,50 78,02 81,61 82,11 83,04 

 

Steuerquote 

Anteil der Steuern und der steuerähnlichen Erträge (abzüglich der Gewerbesteuerumlage) an 

den  Erträgen (abzüglich der Gewerbesteuerumlage) in % 

 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Summe der Steuern und 
steuerähnlicher Erträge (EUR) 55 5.559.590,24 6.152.700,00 6.661.200,00 6.996.400,00 7.332.600,00 7.871.700,00 
Summe der Erträge (EUR) 5 14.007.047,52 14.485.700,00 15.558.100,00 15.337.300,00 15.665.600,00 16.292.800,00 
Steuerquote (%)  39,69 42,47 42,81 45,62 46,81 48,31 
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Zuwendungsquote 

Anteil (Abhängigkeit) der erhaltenen Zuwendungen (Zuweisungen und Zuschüsse) an den 

Erträgen in % 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Entwicklung der Werte (EUR) 540-543 3.194.960,37 3.208.200,00 3.619.000,00 3.404.700,00 3.416.300,00 3.544.200,00 
Summe der Erträge (EUR) 5 14.007.047,52 14.485.700,00 15.558.100,00 15.337.300,00 15.665.600,00 16.292.800,00 
Zuwendungsquote (%)  22,81 22,15 23,26 22,20 21,81 21,75 

 

Drittfinanzierungsquote 

Anteil der Erträge aus der Auflösung von Sonderposten an der Summe der Abschreibungen 

auf (immaterielles Vermögen + Sachanlagevermögen). 

 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten (EUR) 546 590.396,05 521.500,00 581.600,00 563.300,00 535.700,00 488.500,00 
Abschreibungen auf immaterielles 
Vvermögen + Sachanlagevermögen 
(EUR) 

661-665 1.130.827,80 1.175.300,00 1.113.400,00 1.069.100,00 1.033.600,00 987.500,00 

Drittfinanzierungsquote (%)  52,21 44,37 52,24 52,69 51,83 49,47 

Wesentliche Aufwandsarten 

In der nachfolgenden Tabelle werden die Einzelwerte der wesentlichen Aufwandsarten 

benannt. Ferner der prozentuale Anteil der Summe der wesentlichen Aufwandsarten an der 

Summe der Aufwendungen. 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Personalaufwendungen (EUR) 62,63 2.976.828,02 3.240.800,00 3.435.200,00 3.534.300,00 3.635.200,00 3.735.900,00 
Versorgungsaufwendungen (EUR) 64 961.238,05 1.039.000,00 1.145.500,00 1.177.600,00 1.208.100,00 1.238.700,00 
Unterhaltung der Grundstücke und 
baulichen Anlagen (EUR) 616 1.410.137,12 1.153.300,00 1.140.900,00 1.001.500,00 936.000,00 937.700,00 
Bewirtschaftung des unbeweglichen 
Vermögens (EUR) 605 818.423,86 893.900,00 818.900,00 824.800,00 831.000,00 835.900,00 
Zuweisungen und Zuschüsse für 
laufende Zwecke (EUR) 712 258.546,30 345.700,00 275.900,00 244.200,00 244.300,00 244.300,00 
Gewerbesteuerumlage (EUR) 73801 118.094,33 114.400,00 157.600,00 167.000,00 180.200,00 216.700,00 
Kreisumlage (EUR) 73541 2.539.736,00 2.612.900,00 2.863.300,00 2.863.300,00 2.863.300,00 2.863.300,00 
Summe der wesentlichen 
Ausgabearten (EUR)  9.083.003,68 9.400.000,00 9.837.300,00 9.812.700,00 9.898.100,00 10.072.500,00 
Summe Aufwendungen (EUR) 6,7 13.676.755,45 14.369.800,00 14.937.100,00 14.951.200,00 15.129.100,00 15.287.200,00 
Anteil der wesentlichen Ausgabearten  
(%)  66,41 65,41 65,86 65,63 65,42 65,89 
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Aufwandsdeckungsgrad 

Der Aufwandsdeckungsgrad ist der Quotient aus den Erträgen und den Aufwendungen. Diese 

Kennzahl gibt das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts- und Verwaltungstätigkeit an. Sie 

zeigt auf, zu welchem Anteil die Aufwendungen durch die Erträge gedeckt  

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Summe der Erträge (EUR) 5 14.007.047,52 14.485.700,00 15.558.100,00 15.337.300,00 15.665.600,00 16.292.800,00 
Summe der Aufwendungen (EUR) 6,7 13.676.755,45 14.369.800,00 14.937.100,00 14.951.200,00 15.129.100,00 15.287.200,00 
Ergebnis E - A (EUR)  330.292,07 115.900,00 621.000,00 386.100,00 536.500,00 1.005.600,00 
Aufwandsdeckungsgrad (%)  102,41 100,81 104,16 102,58 103,55 106,58 

 

Personalintensität 

Anteil der Personalaufwendungen an den Aufwendungen in %. 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Summe der Personalaufwendungen 
(EUR) 

62,63,640-
643,647,649,65 3.861.621,54 4.205.600,00 4.500.100,00 4.627.800,00 4.761.700,00 4.888.100,00 

Summe der Aufwendungen (EUR) 6,7 13.676.755,45 14.369.800,00 14.937.100,00 14.951.200,00 15.129.100,00 15.287.200,00 
Personalintensität (%)  28,23 29,27 30,13 30,95 31,47 31,98 

 

Dienstleistungsintensität 

Anteil der Sach- und Dienstleistungen an den Aufwendungen in % 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Summe der Sach- und 
Dienstaufwendungen (EUR) 60,61 3.410.332,18 3.356.500,00 3.332.100,00 3.231.600,00 3.128.900,00 3.139.900,00 
Summe der Aufwendungen (EUR) 6,7 13.676.755,45 14.369.800,00 14.937.100,00 14.951.200,00 15.129.100,00 15.287.200,00 
Dienstleistungsintensität (%)  24,94 23,36 22,31 21,61 20,68 20,54 

 

Transferaufwandsquote 

Anteil der Aufwendungen, die ohne Gegenleistungen an Dritte erbracht werden, an der 

Summe der Aufwendungen in %. Bspw. Kreisumlage, Gewerbesteuerumlage, Allgemeine 

Zuweisungen an Land und Gemeinden. 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Summe der Transferaufwendungen 
(EUR) 73 4.125.342,62 4.230.400,00 4.676.100,00 4.665.800,00 4.680.600,00 4.721.400,00 
Summe der Aufwendungen (EUR) 6,7 13.676.755,45 14.369.800,00 14.937.100,00 14.951.200,00 15.129.100,00 15.287.200,00 
Transferaufwandsquote (%)  30,16 29,44 31,31 31,21 30,94 30,88 

 

Zinslastquote 
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Anteil der Aufwendungen, die ohne Gegenleistungen an Dritte erbracht werden, an der 

Summe der Aufwendungen in %. Bspw. Kreisumlage, Gewerbesteuerumlage, Allgemeine 

Zuweisungen an Land und Gemeinden. 

 

Bezeichnung Konten 2024 (EUR) 2025 (EUR) 2026 (EUR) 2027 (EUR) 2028 (EUR) 2029 (EUR) 
Summe der Transferaufwendungen 
(EUR) 73 4.125.342,62 4.230.400,00 4.676.100,00 4.665.800,00 4.680.600,00 4.721.400,00 
Summe der Aufwendungen (EUR) 6,7 13.676.755,45 14.369.800,00 14.937.100,00 14.951.200,00 15.129.100,00 15.287.200,00 
Transferaufwandsquote (%)  30,16 29,44 31,31 31,21 30,94 30,88 
 
 
Kostendeckungsgrade für die Gebührenhaushalte 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grebenhain hat in der Sitzung des Haupt- und 
Finanzausschusses vom 16.01.2017 angeregt, die Kostendeckungsgrade für die 
Gebührenhaushalte auszuweisen, dargestellt wird die mittelfristige Entwicklung 
(jeweils nach ILV). 
 
Brandschutz (126) 
 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Erträge 57.601,34 21.300,00  41.900,00  41.800,00  41.800,00  41.800,00  
Aufwendungen 401.879,46 392.800,00  466.400,00  451.500,00  443.800,00  438.600,00  
Ergebnis -344.278,12 -371.500,00  -424.500,00  -409.700,00  -402.000,00  -396.800,00  
Kostendeckungsgrad in % 14,33 5,42  8,98  9,26  9,42  9,53  
 
Kindertagesstätten (365) 
 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Erträge 953.197,93 847.200,00  1.031.300,00  976.100,00  976.000,00  975.800,00  
Aufwendungen 1.701.511,93 1.838.800,00  2.158.400,00  2.247.900,00  2.250.800,00  2.300.600,00  
Ergebnis -748.314,00 -991.600,00  -1.127.100,00  -1.271.800,00  -1.274.800,00  -1.324.800,00  
Kostendeckungsgrad in % 56,02 46,07  47,78  43,42  43,36  42,42  
 
Freibad (42402) 
 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Erträge 23.874,68 29.400,00  40.400,00  40.400,00  40.400,00  40.400,00  
Aufwendungen 222.850,15 286.900,00  386.800,00  388.500,00  388.800,00  389.500,00  
Ergebnis -198.975,47 -257.500,00  -346.400,00  -348.100,00  -348.400,00  -349.100,00  
Kostendeckungsgrad in % 10,71 10,25  10,44  10,40  10,39  10,37  
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Wasserversorgung (533) 
 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Erträge 768.084,83 847.700,00  916.600,00  902.600,00  902.300,00  901.900,00  
Aufwendungen 637.949,38 818.000,00  926.500,00  911.400,00  907.300,00  907.900,00  
Ergebnis 130.135,45 29.700,00  -9.900,00  -8.800,00  -5.000,00  -6.000,00  
Kostendeckungsgrad in % 120,40 103,63  98,93  99,03  99,45  99,34  
 
Abwasserbeseitigung (538) 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Erträge 1.628.358,47 1.686.500,00  1.705.800,00  1.701.800,00  1.689.700,00  1.677.300,00  
Aufwendungen 1.619.086,05 1.639.600,00  1.740.300,00  1.578.900,00  1.538.500,00  1.538.000,00  
Ergebnis 9.272,42 46.900,00  -34.500,00  122.900,00  151.200,00  139.300,00  
Kostendeckungsgrad in % 100,57 102,86  98,02  107,78  109,83  109,06  
 
Friedhöfe (553) 
 
Bezeichnung Ergebnis 

2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 
2027 +/- Finanzplan 

2028 +/- Finanzplan 
2029 +/- 

Erträge 55.579,60 53.000,00  57.900,00  55.300,00  54.700,00  54.200,00  
Aufwendungen 104.725,81 145.800,00  128.600,00  105.800,00  103.300,00  103.200,00  
Ergebnis -49.146,21 -92.800,00  -70.700,00  -50.500,00  -48.600,00  -49.000,00  
Kostendeckungsgrad in % 53,07 36,35  45,02  52,27  52,95  52,52  
 
Die internen Leistungsverrechnungen (ILV) 

Bezeichnung Ergebnis 
2024 Ansatz 2025 +/- Ansatz 2026 +/- Finanzplan 

2027 +/- Finanzplan 
2028 +/- Finanzplan 

2029 +/- 

Erträge aus ILV 1.153.918,18 2.317.400,00  2.410.500,00  2.410.500,00  2.410.500,00  2.410.500,00  
Aufwand aus ILV 1.153.918,18 2.317.400,00  2.410.600,00  2.410.600,00  2.410.600,00  2.410.600,00  
Ergebnis aus ILV 0,00 0,00  -100,00  -100,00  -100,00  -100,00  
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grebenhain hat in der Sitzung des Haupt- und 
Finanzausschusses vom 16.01.2017 angeregt, Erläuterungen bezüglich der ILV zu 
geben (Methoden sollen aufgezeigt werden). Hierzu nun folgende Erläuterungen: 
 

1. Verrechnung des Bauhofes über das Programm Limes: Hier werden alle 
Personal- und Sachaufwendungen aufgrund der geleisteten Stunden oder km 
nach dem Personalkostenschlüssel und unserer Fahrzeugkostenliste auf die 
Produkte verrechnet.  
 

2. Verrechnung der Verwaltungskosten: Die Zuschüsse der Vorkostenstellen 
werden mittels Verteiler (qm Büro, Anzahl Telefon, PC, auf weitere Kosten- oder 
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Vorkostenstellen verrechnet und nach einem Aufteilungsschlüssel auf die 
weiteren Produkte umgebucht). 
 

3. Verrechnung der Nutzungen durch Vereine usw. bei Benutzung der 
Dorfgemeinschaftshäuser erfolgt anhand der geführten Belegungspläne und 
nach den jeweiligen Gebührenansätzen. 

 
Stellenplan 
 
Veränderungen zu dem Stellenplan 2026 sind in dem Erläuterungsbericht 
beschrieben. 
 
 
 
gez.  
Grebenhain, 24.02.2026 
M. Beyer 
Fachbereichsleiter Hauptamt und Finanzen  
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Erläuterungsbericht zum Haushalt 2026 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Grebenhain hat die Erheblichkeitsgrenze 
gemäß § 12 der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) für Investitionen, 
Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen durch Beschluss vom 19.09.2017 
auf 50.000 € (Netto) festgelegt. 
Bevor Investitionen von erheblicher Bedeutung beschlossen werden, ist unter 
mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch einen 
Wirtschaftlichkeitsvergleich, mindestens einen Vergleich der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten und Folgekosten, die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung 
zu ermitteln. 
Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen dürfen erst 
veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen 
vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die Kosten der Maßnahme, des 
Grunderwerbs und der Einrichtung sowie die voraussichtlichen Jahresraten unter 
Angabe der Kostenbeteiligung Dritter und ein Bauzeitplan im Einzelnen ersichtlich 
sind. Den Unterlagen ist eine Schätzung der nach Fertigstellung der Maßnahme 
entstehenden jährlichen Haushaltsbelastungen beizufügen.  
Ausnahmen sind bei Vorhaben von geringer finanzieller Bedeutung und bei 
unabweisbaren Instandsetzungen zulässig; jedoch muss mindestens eine 
Kostenberechnung vorliegen.  
Diese Erheblichkeitsgrenze gilt sowohl für Investitionsmaßnahmen des 
Finanzhaushaltes als auch für erhebliche Instandhaltungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen des Ergebnishaushaltes.  
 
Der Haushaltsentwurf wurde nach den Mittelanmeldungen aus den einzelnen 
Sachgebieten von der Finanzverwaltung (Kämmerei) zusammengestellt und mit dem 
Bürgermeister und dem Ältestenrat überarbeitet und beraten, bevor die Feststellung 
durch den Gemeindevorstand erfolgt ist.  
 
Schlüsselzuweisungen, Kreis- und Schulumlage bis zum Jahr 2029 beruhen auf der 
Bekanntgabe der vorläufigen Festsetzungen für den Kommunalen Finanzausgleich. 
 
Ergebnishaushalt 
 
Bei den Ergebnissen ab dem Haushaltsjahr 2021 handelt es sich jeweils um 
vorläufige Ergebnisse, da nur bis zum Jahr 2020 geprüfte Jahresabschlüsse 
vorliegen. 
 
Erträge 
 
50 Privatrechtliche Leistungsentgelte 
 
Umsatzerlöse aus dem Verkauf von Vorräten, aus der Überlassung von Rechten, aus 
der sonstigen Nutzung von Vermögen und Rechten, Umsatzerlöse aus 
Handelswaren und sonstige Umsatzerlöse 
 
Ergebnis 2021 503.067,61 € 
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Ergebnis 2022 935.547,55 € 
Ergebnis 2023 578.440,44 € 
Ergebnis 2024 911.295,10 € 
Ansatz 2025 426.700,00 € 
Ansatz 2026 683.900,00 € 
 
Die guten Ergebnisse 2021 bis 2023 sind überwiegend auf den Verkauf von 
Holzvorräten aus dem Gemeindewald zurückzuführen. 
Im Jahr 2024 sollten rd. 3.000 m³ Hackschnitzel verkauft werden und rd. 30.000 € 
erlösen (Beschluss GVER am 02.07.2024), hiervon konnte im Jahr 2025 ein Teil 
verkauft und abgerechnet werden. Der weitere Verkauf ist im Frühjahr 2026 
vorgesehen. Das hohe Ergebnis im Jahr 2024 ist auch auf die Umsetzung der 
Einlagerungsgebühren zum Konto 50900000 zurückzuführen. 
Die Absenkung im Jahr 2025 orientiert sich u. a. an den Angaben im 
Waldwirtschaftsplan 2025, die Erhöhung in 2026 basiert auf geplanten Einnahmen 
aus der Erdeinlagerung.  
 
51 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 
 
Öffentlich-rechtliche Verwaltungs- und Benutzungsgebühren, 
Kindergartenbenutzungsgebühren, Nutzungsgebühren, Betreuungsgebühren 
Schulkinder, Benutzungsgebühren für Leichenhalle und deren Einrichtungen, Erträge 
aus Bußgeldern und Verwarnungen 
 
Ergebnis 2021 2.261.670,90 € 
Ergebnis 2022 2.476.643,21 € 
Ergebnis 2023 2.619.031,99 € 
Ergebnis 2024 2.559.771,10 € 
Ansatz 2025 2.830.100,00 € 
Ansatz 2026 2.859.400,00 € 
 
Die Ansätze für 2025 und 2026 orientieren sich an dem bei Haushaltsplanaufstellung 
bekannten tatsächlichen Gebührenaufkommen des Vorjahres bzw. auf 
Gebührenanpassungen. 
Die Gebührenanpassungen bei Wasser und Abwasser zum 01.01.2025 waren 
entsprechend berücksichtigt.  
Im Jahr 2021 konnte das Freibad kurzzeitig noch geöffnet werden. 
Durch die Schließung der Zulassungsstelle zum 31.12.2025 sind die öffentlich-
rechtlichen Verwaltungsgebühren entsprechend angepasst worden.  
 
Die Erträge des gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirks beliefen sich im Jahr 2024 
auf 282.743,48 €. Die geplanten Erträge orientieren sich hier an einer aktuellen 
Einschätzung. 
 
548 - 549 Kostenersatzleistungen und -erstattungen 
 
Kostenerstattungen vom Bund, vom Land, von Gemeinden (GV), von 
Zweckverbänden und dergl., vom sonstigen öffentlichen Bereich, von Krankenkassen 
für Mutterschaftsaufwendungen, von privaten Unternehmen, von übrigen Bereichen, 
andere Kostenersatzleistungen und –erstattungen, Kostenerstattung Verpflegung 
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Kita, Kostenerstattung aus Ersatzvornahme, aus Bastelgeld Kita und andere 
Kostenersatzleistungen. 
 
Ergebnis 2021 236.293,52 € 
Ergebnis 2022 150.732,20 € 
Ergebnis 2023 276.696,09 € 
Ergebnis 2024 245.775,26 € 
Ansatz 2025 240.700,00 € 
Ansatz 2026 256.000,00 € 
 
Die Zunahme und der Rückgang der Kostenerstattungen von Gemeinden stehen u. 
a. im Zusammenhang mit den Abrechnungen des Ordnungsbehördenbezirkes. Die 
beteiligten Kommunen erstatten der Gemeinde Grebenhain dann die anteiligen 
Kosten nach erfolgter Abrechnung durch die Gemeinde Grebenhain.  
Die Erstattungen der Krankenkassen für Mutterschaftsaufwendungen können nicht 
im Voraus geplant werden. 
 
52 Bestandsveränderungen und aktivierte Eigenleistungen 
 
Bestandsveränderungen an fertigen Erzeugnissen, sonstige aktivierte 
Eigenleistungen 
 
Ergebnis 2021 42.986,41 € 
Ergebnis 2022 87.313,37 € 
Ergebnis 2023 102.594,56 € 
Ergebnis 2024 113.578,72 € 
Ansatz 2025 0,00 € 
Ansatz 2026 0,00 € 
 
Hier werden die aktivierten Eigenleistungen des Bauhofes bei investiven 
Maßnahmen verbucht. Da dies immer im Nachgang erst erfolgen kann, sobald die 
internen Abrechnungen vorliegen, sind die Ansätze für 2025 und 2026 mit Null 
vorgesehen.  
 
55 Steuern und steuerähnliche Erträge einschließlich Erträge aus gesetzlichen 
Umlagen 
 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer, Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer, 
Grundsteuer A, Grundsteuer B, Gewerbesteuer, Hundesteuer, Zweitwohnungssteuer, 
Fremdenverkehrsabgaben 
 
Ergebnis 2021 4.840.551,10 € 
Ergebnis 2022 5.398.948,61 € 
Ergebnis 2023 5.340.919,45 € 
Ergebnis 2024 5.559.590,24 € 
Ansatz 2025 6.152.700,00 € 
Ansatz 2026 6.661.200,00 € 
 
Es liegt ein stetiger Anstieg des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer vor, 
Grundlage sind die Orientierungsdaten (Stand 17.09.2025);  
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Die Herbst-Steuerschätzung mit verbesserten Aussichten (HSGB-Kompakt 
11.11.2025), verbesserte Einnahmeerwartungen, können in die Planungen 
einbezogen werden und wurden entsprechend berücksichtigt. 
Die Grundsteuern A und B dienen u. a. dem Ausgleich des Ergebnishaushaltes und 
tragen somit zur Leistung der ordentlichen Tilgung im Finanzhaushalt bei. Im Jahr 
2024 ist eine Senkung der Hebesätze bei den Grundsteuern auf 550 % 
vorgenommen worden, was eine Verminderung der Steuererträge um rd. 190.000 € 
zur Folge hatte. Im Jahr 2025 ist im Zuge der Grundsteuerreform, entgegen den 
Empfehlungen des Landes, zum Haushaltsausgleich eine Anpassung auf je 470 % 
notwendig. Hier wird auf die Begründung zur Hebesatzsatzung 2025 verwiesen. 
Alle Steigerungen in den Folgejahren beruhen auf der Hochrechnung der 
Orientierungsdaten des Vorjahres. 
Die Gewerbesteuer lag im Jahr 2024 rd. 95.000 € über dem geplanten Ansatz und 
mit rd. 206.000 € über dem geplanten Ansatz 2025. Hier wird ein stetiger Zuwachs 
unterstellt. 
Die Hundesteuer und die Zweitwohnungssteuer wurden an die aktuellen 
Festsetzungen angepasst, ebenso die Fremdenverkehrsabgaben. 
 
547 Erträge aus Transferleistungen 
 
Ausgleichsleistungen nach dem Familienleistungsgesetz 
 
Ergebnis 2021 159.715,19 € 
Ergebnis 2022 154.838,41 € 
Ergebnis 2023 164.592,00 € 
Ergebnis 2024 169.163,00 € 
Ansatz 2025 176.200,00 € 
Ansatz 2026 181.000,00 € 
 
Der Ansatz 2026 für die Ausgleichszahlung nach dem Familienleistungsgesetz wurde 
an die Orientierungsdaten angepasst. 
 
540 – 543 Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen für laufende Zwecke und 
allgemeine Umlagen 
 
Schlüsselzuweisungen, sonstige Zuweisungen des Landes und von 
Zweckverbänden. von privaten Unternehmen, Zuweisungen für laufende Zwecke 
vom Land, Zuweisungen für laufende Zwecke vom Land Pakt für den Nachmittag, 
Zuweisungen für laufende Zwecke von Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
Schuldendiensthilfe Land für KIP 
 
Ergebnis 2021 2.572.317,74 € 
Ergebnis 2022 2.588.497,76 € 
Ergebnis 2023 3.095.164,65 € 
Ergebnis 2024 3.194.960,37 € 
Ansatz 2025 3.208.200,00 € 
Ansatz 2026 3.619.000,00 € 
 
Die Schlüsselzuweisungen für 2026 liegen rd. 72.000 € unter dem Ansatz für 2025. 
Die Soforthilfe Kommunen lt. Schreiben HMdF 14.11.2025 durfte im Jahr 2026 
eingeplant werden.  
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Die Zuweisungen vom Land sind auch abhängig von der Zahl der Integrationskinder 
in den Kindertagesstätten.  
Die sonstigen Zuweisungen von privaten Unternehmen wurden an die 
Vertragsumsetzung für die Errichtung neuer Windkraftanlagen im Windpark 
Hartmannshain angepasst. 
 
546 Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus 
Investitionszuweisungen, -zuschüssen und Investitionsbeiträgen 
 
Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus Investitionszuweisungen, aus 
Investitionszuschüssen vom nicht öffentlichen Bereich, aus Investitionsbeiträgen 
 
Ergebnis 2021 661.160,54 € 
Ergebnis 2022 635.285,00 € 
Ergebnis 2023 621.535,65 € 
Ergebnis 2024 590.396,05 € 
Ansatz 2025 521.500,00 € 
Ansatz 2026 581.600,00 € 
 
Der Jahresabschluss 2020 wurde vom Rechnungsprüfungsamt des 
Vogelsbergkreises geprüft und die Entlastung durch die Gemeindevertretung 
gegenüber dem Gemeindevorstand erteilt. Die Angaben von 2021 bis 2024 beruhen 
auf den durchgeführten Afa-Läufen, ebenso die Ansätze für die Folgejahre. 
Der endgültige Jahresabschluss 2021 liegt dem Rechnungsprüfungsamt zur Prüfung 
vor.  
Im Jahresabschluss 2023 konnte eine Rückstellung Niederschlagswasser aus dem 
Jahr 2018 aufgelöst werden. 
 
53 Sonstige ordentliche Erträge 
 
Nebenerlöse aus Vermietung und Verpachtung, gewerbliche Mieterlöse, 
Nebenerlöse aus der Abgabe von Energien und Abfällen, Konzessionsabgaben, 
andere sonstige Nebenerlöse, Erträge aus Schadensersatzleistungen, Erträge aus 
der Herabsetzung und Auflösung von Rückstellungen, Erträge aus der Abwicklung 
von Baumaßnahmen, Steuererstattungen, Erträge aus der Eigenbeteiligung für 
Wahlleistungen gemäß § 6a HBeihVO, andere sonstige betriebliche Erträge 
 
Ergebnis 2021 530.350,92 € 
Ergebnis 2022 540.862,09 € 
Ergebnis 2023 700.109,60 € 
Ergebnis 2024 562.580,65 € 
Ansatz 2025 894.300,00 € 
Ansatz 2026 647.000,00 € 
 
Für das ehemalige „Berliner Ferienlager“ sollten im Jahr 2024 zusätzliche Erträge 
aus der geplanten Vermietung erzielt werden, hier kam es allerdings zu keiner 
Umsetzung.  
Die vom Gemeindevorstand im November 2021 beschlossene Mieterhöhung war 
nicht gerechtfertigt und wurde im Jahr 2023 zurückgenommen und den rechtlichen 




